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ALLGEMEINER TEIL 

1. DIE STRAFRECHTLICHE HAFTUNG VON KÖRPERSCHAFTEN 

1.1.  Die Regelung der strafrechtlichen Haftung der Körperschaften gemäß 
Gv.D. Nr. 231/2001 

1.1.1. Einleitung 

Die unternehmerischen Körperschaften sind seit langem die wahren Akteure auf der 

wirtschaftlichen Bühne, was auch aus strafrechtlicher und kriminalpolitischer Sicht nicht ohne 

Folgen bleiben kann. Denn die ausschließliche Beschränkung von strafrechtlichen Konsequenzen auf 

verbrecherische Handlungen natürlicher Personen bedeutet häufig, dass die wirklichen 

Interessensgruppen, die wirklichen Nutznießer der begangenen Straftaten sowie in einigen Fällen 

auch die Urheber der kriminellen Handlungen straffrei bleiben. 

Darüber hinaus sind in der Praxis Situationen mit diametral entgegengesetzten und geradezu 

paradoxen Auswirkungen zu beobachten. Es ist bei komplexen Organisationen in der Tat nicht 

immer einfach, genau zu bestimmen, wo die Verantwortlichkeiten liegen, sodass die Gefahr besteht, 

dass Unternehmensstraftaten unbestraft bleiben. Im Gegenteil, es kommt vor, dass die Person, die 

für die im Rahmen der Unternehmenstätigkeit begangene Straftat als deren Urheber verantwortlich 

gemacht wird, in gewisser Weise als „Sündenbock“ dient und für die Verantwortlichkeiten anderer 

büßen muss.  

Schließlich sollte nicht übersehen werden, dass das Gefahrenpotenzial von Straftaten, die von 

Körperschaften begangen werden, zumeist viel höher ist als das von Straftaten, die von 

Einzelpersonen begangen werden. Man denke an die Umweltkatastrophen, die nicht zufällig genau 

die Art von Straftaten darstellen, die an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert zur Anerkennung 

der so genannten corporate crimes geführt hat. 

In Italien wurde die Einführung einer strafrechtlichen Haftung kollektiver Körperschaften stets von 

denjenigen abgelehnt, die den im mittelalterlichen lateinischen Sprichwort „societas delinquere non 

potest“ zum Ausdruck gebrachten Grundsatz für unüberwindbar hielten und darauf einen präzisen 
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Verweis in Artikel 27 der Verfassung, in dem das strafrechtliche Personalitätsprinzip verankert ist, 

zu erkennen vermeinten.  

Nach der traditionellen „Fiktionstheorie“ wäre die juristische Person tatsächlich nur eine fictio iuris, 

ein künstliches Konstrukt, das gegenüber den sie konstituierenden Subjekten keine Autonomie 

besitzt. Dies hätte zum einen zur Folge, dass juristische Personen weder vorsätzlich noch fahrlässig 

handeln können, wie es jedoch deren strafrechtliche Haftung voraussetzen würde; und zum 

anderen, dass die Verpflichtung juristischer Personen, die Folgen des Verhaltens natürlicher 

Personen zu tragen, der Einführung einer Form der strafrechtlichen Haftung für Handlungen anderer 

in unser Rechtssystem gleichkäme, was wiederum eine objektive Zurechnung und daher 

verfassungswidrig wäre. 

Der Fiktionstheorie wurde die Theorie der „Organvertretung“ entgegengesetzt, nach der die Organe 

einer Körperschaft, wenn sie in Wahrnehmung ihrer Aufgaben handeln, nicht etwas von der 

Körperschaft Verschiedenes darstellen, sondern mit ihr gleichzustellen sind. Dies bedeutet sowohl, 

dass der subjektive Tatbestand der Körperschaft auf der Grundlage des subjektiven Tatbestands 

ihres Entscheidungsorgans bestimmt wird, als auch, dass die Körperschaft für eigene 

Gesetzesverstöße haftet. 

Neben verschiedenen Abhandlungen über die Art der strafrechtlichen Haftung von Körperschaften 

und über deren Kompatibilität mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben, ist Italien in der zweiten 

Hälfte der 90er Jahre auch eine Reihe von internationalen Verpflichtungen eingegangen. 

Infolgedessen verabschiedete das Parlament das Gesetz Nr. 300/2000, mit dem die Regierung mit 

der Einführung einer strafrechtlichen Haftung von Körperschaften für in ihrem Interesse oder zu 

ihrem Vorteil begangene Straftaten beauftragt wurde. In Ausübung der ihr damit übertragenen 

Befugnisse und zur Überwindung des Sumpfes, in dem die juristische Debatte stecken geblieben 

war, hat die Regierung mit dem Gesetzesdekret Nr. 231/2001 schließlich eine neue Form der 

Haftung für Körperschaften in das italienische Rechtssystem eingeführt, die eine Zwischenstellung 

zwischen der strafrechtlichen und der verwaltungsrechtlichen Haftung einnimmt. Denn es handelt 

sich um eine Form der Haftung, die von der Begehung einer Straftat abhängt, und die Zuständigkeit 

für die von der Körperschaft begangenen Straftaten liegt beim Strafgericht; des Weiteren werden 

die Ermittlungen von derselben Staatsanwaltschaft durchgeführt, die auch gegen die Vortat 
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ermittelt; und schließlich sind die im Gesetzesdekret Nr. 231/2001 vorgesehenen Sanktionen so 

erheblich, dass sie in jeder Hinsicht als echte strafrechtliche Sanktionen angesehen werden können. 

1.1.2. Das Gesetzesdekret Nr. 231/2001 

Mit dem Gv.D. Nr. 231 vom 8. Juni 2001 (das „Dekret“), das am 4. Juli 2001 in Umsetzung von Artikel 

11 des Ermächtigungsgesetzes Nr. 300 vom 29. September 2000 in Kraft getreten ist, hat der 

Gesetzgeber das italienische Rechtssystem an die internationalen Übereinkommen angepasst, die 

im Bereich der strafrechtlichen Haftung von Körperschaften unterzeichnet worden waren. Im 

Einzelnen wurden diejenigen Verpflichtungen umgesetzt, die sich Italien mit der Zustimmung zu 

folgenden Konventionen auferlegt hat: 

§ Brüsseler Übereinkommen vom 26. Juli 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der 

Europäischen Gemeinschaften; 

§ Brüsseler Übereinkommen vom 26. Mai 1997 über die Bekämpfung der Bestechung; 

§ OECD-Konvention vom 17. Dezember 1997 zur Bekämpfung von ausländischer Amtsträger 

im internationalen Geschäftsverkehr. 

Die Haftung ergibt sich aus der Begehung bestimmter Arten von Straftaten (den sog. Vortaten) 

durch Personen, die (de jure oder de facto) Vertretungs-, Verwaltungs- oder Leitungsfunktionen der 

Körperschaft selbst oder einer ihrer Verwaltungsabteilungen mit finanzieller und funktionaler 

Eigenständigkeit ausüben, oder durch ihnen unterstellte Personen. Das Dekret hat nun auch in 

unserer Rechtsordnung die Widerstände überwunden, die sich seit jeher der Einhaltung des 

Grundsatzes „societas delinquere non potest" (eine Gesellschaft kann keine Straftaten begehen) 

verschrieben hatten, und zwar durch die Einführung einer Form der Haftung in das italienische 

Rechtssystem, die von der strafrechtlichen und persönlichen Haftung der natürlichen Person, die 

die Straftat konkret begangen hat, unabhängig ist. 

Das Dekret zur „Regelung der verwaltungsrechtlichen Haftung von juristischen Personen, 

Gesellschaften und Verbänden auch ohne Rechtspersönlichkeit“ sieht daher eine ganz besondere 

Form der Haftung vor. Obwohl der Gesetzgeber diese Haftung explizit als „verwaltungsrechtliche“ 

Haftung definiert, weist sie auch einige Merkmale der strafrechtlichen Haftung auf. Denn die 

Staatsanwaltschaft ist für die Anklageerhebung gegen die Körperschaft zuständig, und das 
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Strafgericht hat neben der üblichen Feststellung von Straftaten auch die objektiven und subjektiven 

Tatbestandsmerkmale festzustellen, die der Gesetzgeber als Grundlage für die Haftung der 

Körperschaft festgelegt hat, und zwar mit den Schutzmaßnahmen und Garantien des 

Strafverfahrens und – wo zutreffend – gemäß den Bestimmungen aus der Strafprozessordnung. 

Wie im Folgenden näher ausgeführt wird, besteht die Haftung der Körperschaft jedoch nur dann, 

wenn die Straftat im Interesse oder zum Vorteil derselben begangen wird, d. h. wenn die Straftat 

das Ergebnis einer Art „Unternehmensplanung“ ist. Die Grundlage dieser Haftung liegt nämlich 

entweder in der Vermutung, dass die Körperschaft in irgendeiner Weise an der Begehung der 

Straftaten beteiligt war, wobei diese Form der Haftung mit der „Beteiligung von Personen an der 

Straftat“ (wie im Strafgesetzbuch in den Artikeln 110 ff.) und insbesondere mit der „moralischen 

Beteiligung“ (wie im Strafgesetzbuch in der doppelten Figur der Anstiftung und des Vorsatzes) 

gleichgesetzt werden könnte; oder in einer Art „Organisationsverschulden“, welches die Begehung 

der Straftaten in jedem Fall erleichtert hat. Es handelt sich also nicht, wie in anderen 

Rechtsordnungen, um eine Form der verschuldensunabhängigen Haftung, die der Körperschaft 

automatisch jedes Mal angelastet wird, wenn eine Straftat in ihrem Interesse oder zu ihrem Vorteil 

begangen wird, sondern um eine Haftung auf der Grundlage eines Vorwurfs, die im Wesentlichen 

an einen innerhalb der Körperschaftsorganisation selbst festgestellten Mangel geknüpft ist, der die 

Begehung von Straftaten in gewisser Weise begünstigt, wenn nicht sogar gefördert hat.  

1.2.  Die Adressaten des Dekrets 

Art. 1 des Dekrets sieht vor, dass seine Bestimmungen für Körperschaften mit Rechtspersönlichkeit 

sowie für Gesellschaften und Verbände auch ohne Rechtspersönlichkeit gelten. Dagegen gilt sie 

nicht für den Staat, die öffentlichen Gebietskörperschaften (Regionen, Provinzen, Gemeinden usw.), 

andere nichtwirtschaftliche öffentliche Körperschaften noch für Körperschaften, die Aufgaben von 

verfassungsrechtlicher Bedeutung wahrnehmen. 

Es besteht daher kein Zweifel daran, dass die im Gv.D. Nr. 231/2001 vorgesehenen Bestimmungen 

für Liu.Jo S.p.A. (im Folgenden auch „Liu Jo“ oder die „Gesellschaft“) Gültigkeit besitzen. 
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1.3.  Die Vortaten 

Das Dekret sieht keine allgemeine Haftung der Körperschaft vor, die immer dann gegeben wäre, 

wenn ihr zuzurechnende Personen eine Straftat in ihrem Interesse oder zu ihrem Vorteil begehen, 

sondern beschränkt diese Haftung auf die Begehung bestimmter Arten von Straftaten. Art. 2 des 

Gv.D. Nr. 231/2001 legt diesbezüglich fest: „Die Körperschaft kann nicht für eine Straftat haftbar 

gemacht werden, wenn die verwaltungsrechtliche Haftung für diese Straftat und die entsprechenden 

Sanktionen nicht ausdrücklich in einem Gesetz vorgesehen sind, das vor der Begehung der Straftat 

in Kraft getreten ist." Dies bezieht sich auf die sog. „Vortaten“, also diejenigen Straftaten, für die 

der Gesetzgeber – im Gv.D. Nr 231/2001 wie auch in anderen gesetzlichen Bestimmungen – neben 

der Haftbarkeit natürlicher Personen ausdrücklich auch die Haftbarkeit von Körperschaften 

vorgesehen hat.  

Um einen vollständigen Überblick über die Tatbestände zu geben, für die gemäß dem Dekret eine 

Haftung vorgesehen ist, werden nachstehend jene Straftaten aufgelistet, die zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt die Haftung von Körperschaften begründen können; es wird jedoch darauf hingewiesen, 

dass die Liste einem stetigen Wandel unterliegt und möglicherweise in der Zukunft aktualisiert 

werden muss. 

So wurden kürzlich beispielsweise folgende Regelungen getroffen:  

I) Mit dem Gv.D. Nr. 184 vom 8. November 2021 wurde – in Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/713 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 zur Bekämpfung von Betrug und 

Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln – in die Liste der Vortaten gegen 

Körperschaften gemäß GvD Nr. 231/2001 der neue Art. 25-octies.1 „Straftaten im Zusammenhang 

mit bargeldlosen Zahlungsmitteln“ aufgenommen. Dieser Artikel umfasst folgende Arten von 

Straftaten:  

1. Missbrauch und Fälschung von bargeldlosen Zahlungsmitteln (Art. 493-ter des 

Strafgesetzbuchs) – dieser Tatbestand stellt den Missbrauch eines beliebigen bargeldlosen 

Zahlungsmittels unter Strafe; 

2. Besitz und Verbreitung von Computerausrüstungen, -vorrichtungen oder -programmen, die 

zur Begehung von Straftaten im Zusammenhang mit bargeldlosen Zahlungsmitteln bestimmt 
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sind (ebd., Art. 493-quater) – dieser Tatbestand stellt das Verhalten derjenigen Person unter 

Strafe, die hauptsächlich zum Zweck der Begehung von Straftaten im Zusammenhang mit 

bargeldlosen Zahlungsmitteln hergestellte Software oder Ausrüstungen einführt, ausführt, 

herstellt, verkauft usw.; 

3. Computerbetrug in Verbindung mit dem Transfer von Geldern, monetären Werten oder 

virtueller Währung (ebd., Art. 640-ter).  

II) Mit dem Gv.D. Nr. 195 vom 8. November 2021 wurden – in Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2018/673 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 über die 

strafrechtliche Bekämpfung der Geldwäsche – die Tatbestände der Hehlerei (Art. 648 des 

Strafgesetzbuchs), der Geldwäsche (ebd., Art. 648-bis), der Verwendung von Geld, Gütern oder 

anderen Vorteilen unrechtmäßiger Herkunft (ebd., Art. 648-ter) und der Eigengeldwäsche (ebd., Art. 

648-ter.1) teilweise neu gefasst, und zwar wurde die Erheblichkeit der betreffenden Tatbestände 

auf Waren, Geld oder Sachen betreffende Sachverhalte ausgedehnt, die von Vergehen herrühren, 

die mit einer maximalen Haftstrafe von bis zu einem Jahr und mindestens sechs Monaten belegt 

sind, und ebenso wurde der Geltungsbereich der Geldwäsche und der Eigengeldwäsche auf das 

Handlungen der Substitution oder des Transfers von Vermögenswerten, die aus 

Fahrlässigkeitsdelikten stammen, ausgeweitet; 

III) Mit dem Gesetz Nr. 238 vom 23. Dezember 2021 über „Bestimmungen zur Erfüllung der 

Verpflichtungen, die sich aus der Mitgliedschaft Italiens in der Europäischen Union ergeben - 

Europagesetz 2019-2020“ wurden verschiedene Vortatbestände gegen Körperschaften aus dem 

Gesetzesdekret Nr. 231/2001 abgeändert, und zwar insbesondere: 

a) Angriffe auf Informationssysteme – Artikel 24-bis Gv.D. 231/2001  

• Art. 615-quater des Strafgesetzbuchs. Es ändert sich der Titel in „Besitz, Verbreitung und 

widerrechtliches Installieren von Ausrüstungen, Codes und anderen Mitteln, die den Zugriff auf EDV-

Systeme oder Telekommunikationsanlagen ermöglichen“, dazu wird der Umfang strafbarer 

Handlungen erweitert und das Strafmaß verschärft (Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren); 

• Art. 615-quinquies des Strafgesetzbuchs. Es ändert sich der Titel in „Besitz, Verbreitung und 

widerrechtliches Installieren von Computerausrüstungen, -vorrichtungen oder -programmen zum 
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Zweck, ein EDV-System oder eine Telekommunikationsanlage zu schädigen oder zu unterbrechen“; 

dazu wird der Umfang strafbarer Handlungen erweitert; 

• Art. 617 des Strafgesetzbuchs. Bei unerlaubter Kenntnisnahme, Unterbrechung oder 

Behinderung von telegrafischen oder telefonischen Mitteilungen oder Gesprächen wird das 

Strafmaß verschärft (in Absatz 1 wird das Strafmaß von sechs Monaten bis vier Jahren auf ein Jahr 

und sechs Monate bis fünf Jahre erhöht; in Absatz 3 wird das Strafmaß von einem bis fünf Jahren 

auf drei bis acht Jahre erhöht); 

• Art. 617-bis. Der Titel wurde geändert in „Besitz, Verbreitung und widerrechtliches 

Installieren von Ausrüstungen und anderen Mitteln, die das Abfangen, Behindern oder Unterbrechen 

von telegrafischen oder telefonischen Mitteilungen oder Gesprächen ermöglichen"; der gesamte 

erste Absatz wurde ersetzt, der Umfang strafbarer Handlungen wurde erweitert und es wurde der 

spezifische Vorsatz "mit dem Ziel, von einer Mitteilung Kenntnis zu erlangen (...) oder sie zu 

behindern (...)“ eingefügt; 

• Art. 617-quater: „Unerlaubtes Abfangen, Behindern oder Unterbrechen von EDV-gestützten 

oder telematischen Mitteilungen“, hier wird das Strafmaß verschärft – in Absatz 1 wird das Strafmaß 

von sechs Monaten bis vier Jahren auf „ein Jahr und sechs Monate bis fünf Jahre“ erhöht; in Absatz 4 

wird das Strafmaß von einem bis fünf Jahren auf „drei bis acht Jahre“ erhöht; 

• Art. 617-quinquies. Der Titel wurde ersetzt durch „Besitz, Verbreitung und widerrechtliches 

Installieren von Ausrüstungen und anderen Mitteln, die das Abfangen, Behindern oder Unterbrechen 

von EDV-gestützten oder telematischen Mitteilungen ermöglichen"; im ersten Absatz wurde der 

spezifische Vorsatz "mit dem Ziel, Mitteilungen im Zusammenhang mit einem EDV-System oder einer 

Telekommunikationsanlage abzufangen“ eingefügt und der Umfang der strafbaren Handlungen 

wurde erweitert. 

b) Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie 

der Kinderpornographie – Artikel 25-quinquies Gv.D. Nr. 231/2001 

• Art. 600-quater des Strafgesetzbuchs. Der Titel wird geändert in "Besitz von oder Zugang zu 

pornografischem Material"; nach dem zweiten Absatz wird ein weiterer hinzugefügt, um diejenigen 

zu bestrafen, die vorsätzlich und ohne berechtigten Grund auf kinderpornografisches Material 
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zugreifen (um Fälle zu ahnden, in denen kein Besitz, sondern nur eine Nutzung per Streaming 

vorliegt); 

• Art. 602-ter des Strafgesetzbuchs. Für die in den Artikeln 600-bis, 600-ter, 600-quater und 

600-quinquies des Strafgesetzbuchs genannten Sachverhalte wird ein erschwerender Umstand 

eingeführt, wenn durch diese Sachverhalte das Kind in Lebensgefahr gebracht wird. 

c) Sanktionsbestimmungen für Marktmissbrauch – Artikel 25-sexies Gv.D Nr. 231/2001 

• Art. 182 Gv.D. 58/1998 (TUF - Einheitstext der Bestimmungen zur Finanzvermittlung). Der 

Artikel wurde vollständig umformuliert. Es wurde der Geltungsbereich strafrechtlicher 

Sanktionsvorschriften für Marktmissbrauch in einem umfassenden Sinne neu definiert, wobei 

Absatz 3 vorsieht, dass die Bestimmungen dieses Artikels für folgende Bereiche gelten: „für jedes 

Geschäft, jeden Auftrag oder jede andere Handlung im Zusammenhang mit den in den Absätzen 1 

und 2 genannten Finanzinstrumenten, unabhängig davon, ob das jeweilige Geschäft, der jeweilige 

Auftrag oder die jeweilige Handlung an einem Handelsplatz stattfindet“; 

• Art. 183 TUF (Einheitstext der Bestimmungen zur Finanzvermittlung). Der Artikel wurde 

ergänzt, und es wurde festgelegt, dass Geschäfte mit eigenen Aktien zum Zweck der Stabilisierung, 

für Zwecke der Sanktionierung irrelevant sind, solange diese Geschäfte gemäß Art. 5 der 

Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (MAR) durchgeführt werden; 

• Artikel 184 TUF (Einheitstext der Bestimmungen zur Finanzvermittlung) zum sog. Insider 

Trading. Folgender neuer Abschnitt wurde eingeführt: „Missbrauch oder unrechtmäßige 

Weitergabe von Insiderinformationen. Empfehlung oder Veranlassung anderer, Insiderhandel zu 

betreiben“; es wurde ein neuer Absatz 3 eingefügt, demnach sich derzeit jede Person wegen 

Insiderhandel strafbar macht, die Informationen missbraucht, deren privilegierte Natur ihr bekannt 

ist und von welchen sie aus anderen als den in Art. 184 Abs. 1 und Abs. 2 genannten Gründen 

Kenntnis erlangt hat, und zwar unabhängig von ihrer beruflichen Stellung, wenn auch unter einer 

weniger strengen Strafandrohung (von einem Jahr und sechs Monaten bis zu zehn Jahren 

Freiheitsstrafe); 

• Art. 185 TUF (Einheitstext der Bestimmungen zur Finanzvermittlung) - Marktmanipulation. 

Die durch Gv.D. Nr. 107/2018 eingeführten Absätze 2-bis und 2-ter wurden aufgehoben ; 
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IV) Schließlich wurde mit dem Gv.D. Nr. 13 vom 25. Februar 2022 über "Dringende Maßnahmen zur 

Betrugsbekämpfung und zur Sicherheit am Arbeitsplatz in der Baubranche sowie im Sektor der 

Stromerzeugung mithilfe erneuerbaren Energiequellen" Änderungen an der Formulierung 

bestimmter Vortaten gemäß Artikel 24 Gv.D. Nr. 231/2001 vorgenommen, darunter 

• Art. 316-bis des Strafgesetzbuchs. Der Titel der Straftat wurde zu „Veruntreuung öffentlicher 

Mittel" geändert; der Geltungsbereich wurde auf zinsverbilligte Darlehen oder andere 

Zuwendungen derselben Art ausgedehnt, unabhängig von deren Bezeichnung und davon, ob diese 

einem oder mehreren Zwecke zugeordnet wurden; 

• Art. 316-ter des Strafgesetzbuchs. Der Titel wird durch „Unrechtmäßige Entgegennahme 

öffentlicher Mittel“ ersetzt; „Subventionen“ sind nun ebenfalls diesem Sachverhalt zuzurechnen; 

• Art. 640-bis des Strafgesetzbuchs. Schwerer Betrug zur Erlangung öffentlicher 

Zuwendungen: "Subventionen" gehören ebenfalls zu dieser Art von Straftat. 

 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass die Haftung der Körperschaft auch für im Ausland 

begangene Straftaten besteht, sofern diese nicht bereits von dem Staat, in dem die Straftat 

begangen wurde, geahndet werden und vorausgesetzt, dass die in Artikel 4 des Dekrets genannten 

Bedingungen erfüllt sind. Dabei handelt es sich insbesondere um Straftaten gegen den Bestand des 

italienischen Staates, um das Nachmachen des italienischen Staatssiegels, um die Fälschung von 

Geld, das auf Staatsgebiet gesetzliches Zahlungsmittel ist, sowie um Straftaten, die von 

Staatsbeamten begangen wurden (Art. 7 des Strafgesetzbuchs); sowie um andere politische 

Straftaten, die nicht in Art. 7 des Strafgesetzbuchs vorgesehen sind (ebd., Art. 8); und schließlich um 

Straftaten, die von einem italienischen Staatsbürger begangen wurden und für die das italienische 

Recht eine lebenslange Freiheitsstrafe oder eine Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren vorsieht 

(ebd., Art. 9).  

Die im Dekret vorgesehenen Straftaten lassen sich in folgende Kategorien einteilen: 

 

I. Im Rahmen von Kontakten zur öffentlichen Verwaltung begangene Straftaten (Artikel 24 

und 25) 
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- Betrug zum Nachteil des Staates oder einer öffentlichen Körperschaft oder der europäischen 

Gemeinschaften (Art. 640, Abs. II, Nr. 1, italienisches Strafgesetzbuch);  

- Computerbetrug zum Nachteil des Staates oder einer öffentlichen Körperschaft (ebd., Art. 

640-ter, Verweis auf Art. 640 Abs. II);  

- Amtsunterschlagung (ebd., Art. 314); 

- Amtsunterschlagung unter Ausnutzung des fremden Irrtums (ebd., Art. 316); 

- Veruntreuung öffentlicher Zuwendungen (ebd., Art. 316-bis); 

- unrechtmäßiges Beziehen von öffentlichen Zuwendungen (ebd., Art. 316-ter); 

- Amtsmissbrauch (ebd., Art. 323); 

- Betrug bei öffentlichen Lieferungen (ebd., Art. 356); 

- Betrug im Bereich der Landwirtschaft (Art. 2 des Gesetzes 898/1986); 

- schwerer Betrug zur Erlangung öffentlicher Zuwendungen (Art. 640-bis des 

Strafgesetzbuchs); 

- Erpressung (ebd., Art. 317); 

- Bestechung zur Amtsausübung (ebd., Art. 318 und 321); 

- Bestechung zu einer amtswidrigen Handlung (ebd., Art. 319 und 321); 

- Bestechung in Gerichtsverfahren (ebd., Art. 319-ter); 

- unrechtmäßige Verleitung zum Gewähren oder Versprechen von Vorteilen (ebd., 319-

quater); 

- Bestechung einer mit einer öffentlichen Dienstleistung betrauten Person (ebd., Art. 320); 

- Anstiftung zur Bestechung (ebd., Art. 322); 

- internationale Bestechnung (ebd., Art. 322-bis); 

- rechtswidrige Beeinflussung (ebd., Art. 346-bis). 

 

II. Computerkriminalität und unerlaubte Datenverarbeitung (Art. 24-bis) 
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- Fälschung einer öffentlichen oder privaten digitalen Urkunde mit Beweiskraft (Art. 491-bis 

des Strafgesetzbuchs); 

- widerrechtlicher Zugriff auf ein EDV-System oder eine Telekommunikationsanlage (ebd., Art. 

615-ter); 

- Besitz, Verbreitung und widerrechtliches Installieren von Ausrüstungen, Codes und anderen 

Mitteln, die den Zugriff auf EDV-Systeme oder Telekommunkationsanlagen ermöglichen 

(ebd., Art. 615-quater); 

- Besitz, Verbreitung und widerrechtliches Installieren von Computerausrüstungen, -

vorrichtungen oder -programmen zum Zweck, ein EDV-System oder eine 

Telekommunikationsanlage zu schädigen oder zu unterbrechen (ebd., Art. 615-quinquies); 

- unerlaubtes Abfangen, Behindern oder Unterbrechen von EDV-gestützten oder 

telematischen Mitteilungen (ebd., Art. 617-quater); 

- Besitz, Verbreitung und widerrechtliches Installieren von Ausrüstungen und anderen 

Mitteln, die das Abfangen, Behindern oder Unterbrechen von EDV-gestützten oder 

telematischen Mitteilungen ermöglichen (ebd., Art. 617-quinquies); 

- Beschädigung von Computerinformationen, -daten und -programmen (ebd., Art. 635-bis); 

- Beschädigung von Computerinformationen, -daten und -programmen, die vom Staat oder 

einer öffentlichen Körperschaft verwendet werden oder auf sonstige Weise von 

öffentlichem Nutzen sind (ebd., Art. Artikel 635-ter); 

- Beschädigung von EDV-Systemen oder Telekommunkationsanlagen (ebd., Art. 635-quater); 

- Beschädigung von EDV-Systemen oder Telekommunkationsanlagen von öffentlichem 

Nutzen (ebd., Art. 635-quinquies); 

- Computerbetrug seitens der Person, die Zertifizierungsdienste für elektronische Signaturen 

anbietet (ebd., Art. 640-quinquies); 

- Straftaten im Bereich der Cybersicherheit (Art. 1 Abs. 11, Gesetzesdekret 105/2019). 
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III. Delikte der organisierten Kriminalität (Art. 24-ter) 

- Straftaten der kriminellen Vereinigung mit dem Ziel der Versklavung oder Halten in Sklaverei, 

des Menschenhandels, des Kaufs und Verkaufs von Sklaven sowie Straftaten im 

Zusammenhang mit Verstößen gegen die Einwanderungsgesetzgebung gemäß Art. 12 Gv.D. 

Nr. 286/1998 (Art. 416 Abs. 6 des Strafgesetzbuchs); 

- mafia-artige Vereinigungen auch ausländischer Herkunft (ebd., Art. 416-bis); 

- mafiaartiges politisches Tauschgeschäft bei Wahlen (ebd., Art. 416-ter); 

- Freiheitsberaubung zum Zweck der Erpressung (ebd., Art. 630); 

- kriminelle Vereinigung zum Zweck des Handels mit betäubenden oder psychotropen 

Substanzen (Art. 74 DPR Nr. 309/90); 

- kriminelle Vereinigung (Art. 416 des Strafgesetzbuchs, mit Ausnahme des sechsten 

Absatzes); 

- Straftaten in Zusammenhang mit der Herstellung von und dem Handel mit Kriegswaffen, 

Sprengstoffen und illegalen Waffen (Art. 407, Abs. 2, Buchst. a), Nr. 5, der 

Strafprozessordnung). 

 

IV. Geldfälschung, Fälschung von Wertpapieren öffentlicher Schuld, Wertzeichenfälschung 

und Fälschung von Kennzeichnungen (Artikel 25-bis) 

- Geldfälschung, Ausgabe und Verbringen von Falschgeld in den Staat in gemeinsamer 

Absprache (Art. 453 des Strafgesetzbuchs); 

- Geldverfälschung (ebd., Art. 454); 

- Ausgabe und Verbringen von Falschgeld in den Staat ohne gemeinsame Absprache (ebd., 

Art. 455); 

- Ausgabe von gutgläubig erworbenem Falschgeld (ebd., Art. 457); 

- Fälschung von Wertzeichen sowie Verbringung in den Staat, Erwerb, Besitz oder 

Inverkehrbringen von gefälschten Wertzeichen (ebd., Art. 459); 

- Nachmachen von Filigranpapier, das für die Herstellung von Wertpapieren öffentlicher 

Schuld oder Wertzeichen verwendet wird (ebd., Art. 460); 

- Herstellung oder Besitz von Wasserzeichen oder Mitteln zur Fälschung von Geld, 

Wertzeichen oder Filigranpapier (ebd., Art. 461); 
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- Verwendung nachgemachter oder veränderter Wertzeichen (ebd., Art. 464); 

- Nachmachen, Verändern oder Verwenden von Marken, Kennzeichen, Patenten, Vorlagen 

und Modellen (ebd., Art. 473); 

- Verbringen von falsch ausgezeichneten Waren in den Staat und in den Handel (ebd., Art. 

474). 

 

V. Verbrechen gegen das Gewerbe und den Handel (Art. 25-bis .1) 

- Störung der Freiheit von Gewerbe und Handel (Art. 513 des Strafgesetzbuchs); 

- unerlaubter Wettbewerb unter Anwendung von Drohung oder Gewalt (ebd., Art. 513-bis); 

- Betrug gegen das inländische Gewerbe (ebd., Art. 514); 

- Betrug bei der Ausführung eines Handelsgeschäftes (ebd., Art. 515); 

- Verkauf von unechten Nahrungsmitteln als echte (ebd., Art. 516); 

- Verkauf von gewerblichen Erzeugnissen mit irreführenden Zeichen (ebd., Art. 517); 

- Herstellung von und Handel mit Gütern unter unrechtmäßiger Aneignung von geschützten 

gewerblichen Rechten (ebd., Art. 517-ter); 

- Nachmachen von geographischen Angaben oder Herkunftsbezeichnungen 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse (Art. 517-quater). 

 

VI. Unternehmensdelikte (Art. 25-ter) 

- unrichtige Unternehmensmitteilungen (Art. 2621 des italienischen Zivilgesetzbuches); 

- unrichtige Unternehmensmitteilungen – geringfügige Sachverhalte (ebd., Art. 2621-bis); 

- unrichtige Unternehmensmitteilungen börsennotierter Unternehmen (ebd., Art. 2622); 

- Falschbeurkundung in den Berichten oder Mitteilungen der 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (ebd., Art. 2624); 

- Verhindern von Überprüfungen (ebd., Art. 2625 Abs. 2); 

- unrechtmäßige Rückerstattung von Einlagen (ebd., Art. 2626); 

- rechtswidrige Ausschüttung von Gewinnen und Rücklagen (ebd., Art. 2627); 



Modell zur Organisation, Verwaltung und Kontrolle gemäß Gv.D. 231/2001 

Allgemeiner Teil 

 

 

14 

 

- rechtswidrige Geschäfte mit Aktien oder Anteilen des Unternehmens oder der 

Muttergesellschaft (ebd., Art. 2628); 

- Geschäfte zum Schaden der Gläubiger (ebd., Art. 2629); 

- Nichtoffenlegung eines Interessenkonflikts (ebd., Art. 2629-bis); 

- fiktive Kapitalbildung (ebd., Art. 2632);  

- unrechtmäßige Verteilung des Gesellschaftsvermögens durch Insolvenzverwalter (ebd., Art. 

2633); 

- Bestechung zwischen Privatpersonen (ebd., Art. 2635); 

- Anstiftung zur Bestechung unter Privatpersonden (ebd., Art. 2635-bis); 

- unzulässige Beeinflussung der Gesellschafterversammlung (ebd., Art. 2636);  

- Börsenspekulation (ebd., Art. 2637); 

- Behinderung der Amtsausübung der öffentlichen Aufsichtsbehörden (ebd., Art. 2638 Abs. 1 

und 2). 

 

VII. Verbrechen zu terroristischen Zwecken oder mit dem Zwecke des Umsturzes der 

demokratischen Ordnung, die vom Strafgesetzbuch und von den einschlägigen Gesetzen 

vorgesehen sind (Art. 25-quater) 

- alle Straftaten zum Zwecke des Terrorismus oder des Umsturzes der demokratischen 

Ordnung, die im italienischen Strafgesetzbuch und in den italienischen Sondergesetzen 

vorgesehen sind. 

 

VIII. Verstümmelung im weiblichen Genitalbereich (Art. 25-quater .1) 

- Praktiken zur Verstümmelung der weiblichen Geschlechtsorgane (Art. 583-bis des 

Strafgesetzbuchs). 

 

IX. Verbrechen gegen die Persönlichkeit des Einzelnen (Art. 25-quinquies) 
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- Versklavung oder Halten in Sklaverei oder Knechtschaft (Art. 600 des Strafgesetzbuchs); 

- Kinderprostitution (ebd., Art. 600-bis); 

- Kinderpornografie (ebd., Art. 600-ter); 

- Besitz oder Zugriff auf pornografisches Material (ebd., Art. 600-quater); 

- virtuelle Pornografie (ebd., Art. 600-quater. 1); 

- Tourismusinitiativen, die auf die Ausnutzung der Kinderprostitution abzielen (ebd., Art. 600-

quinquies); 

- Menschenhandel (ebd., Art. 601); 

- Kauf und Verkauf von Sklaven (ebd., Art. 602); 

- unzulässige Vermittlung und Ausbeutung von Arbeitskräften (ebd., 603-bis); 

- missbräuchliche Kontaktaufnahme zu Minderjährigen (ebd., Art. 609-undecies). 

 

X. Marktmissbrauch (Art. 25-sexies) 

- Missbrauch oder unrechtmäßige Weitergabe von Insiderinformationen. Empfehlung oder 

Veranlassung anderer, Insiderhandel zu betreiben (Art. 184 Gv.D. 58/98); 

- Marktmanipulation (ebd., Art. 185) . 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass neben der strafrechtlichen Haftung einer 

Körperschaft für die obenstehenden Straftaten gemäß der Bestimmungen zur Ahndung von Formen 

des Marktmissbrauchs Folgendes zu beachten ist: 

§ Art. 187-quinquies des Gv.D. Nr. 58/98 bestimmt die verwaltungsrechtliche Haftung von 

Körperschaften für die in den Artikeln 187-bis und 187-ter desselben Dekrets genannten 

Ordnungswidrigkeiten des Insiderhandels und der Marktmanipulation, welche in ihrem 

Interesse oder zu ihrem Vorteil begangen wurden; 

§ Art. 187-ter.1 sieht vor, dass Körperschaften bei Verstößen gegen die Verpflichtungen 

gemäß Art. 16, 17, 18, 19 und 20 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (MAR) in jedem Fall 

selbst verwaltungsrechtlich haftet. 
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XI. Straftaten der fahrlässigen Tötung oder in Bezug auf schwere oder sehr schwere 

Körperverletzungen, die in Verletzung der Vorschriften zum Schutz der Gesundheit und 

Sicherheit am Arbeitsplatz begangen wurden (Art. 25-septies) 

- fahrlässige Tötung (Art. 589 des Strafgesetzbuchs); 

- fahrlässige Körperverletzung (ebd., Art. 590). 

 

XII. Verbrechen im Zusammenhang mit Hehlerei, Geldwäsche und Verwendung von Geld, 

Gütern oder Vorteilen unrechtmäßiger Herkunft sowie Eigengeldwäsche (Art. 25-octies) 

- Hehlerei (Art. 648 italienisches Strafgesetzbuch); 

- Geldwäsche (ebd., Art. 648-bis); 

- Verwendung von Geld, Gütern oder Vorteilen unrechtmäßiger Herkunft (ebd., Art. 648-ter); 

- Eigengeldwäsche (ebd., Art. 648-ter.1). 

 

XIII. Straftaten im Zusammenhang mit bargeldlosen Zahlungsmitteln (Art. 25-octies.1) 

- Missbrauch und Fälschung von bargeldlosen Zahlungsmitteln (Art. 493-ter des 

Strafgesetzbuchs); 

- Besitz und Verbreitung von Computerausrüstungen, -vorrichtungen oder -programmen, die 

zur Begehung von Straftaten im Zusammenhang mit bargeldlosen Zahlungsmitteln bestimmt 

sind (ebd., Art. 493-quater); 

- Computerbetrug in Verbindung mit dem Transfer von Geldern, monetären Werten oder 

virtueller Währung (ebd., Art. 640-ter).  

 

XIV. Sonstige Tatbestände im Zusammenhang mit bargeldlosen Zahlungsmitteln (Art. 25-

octies.1 Abs. 2) 

 

XV. Straftaten in Verletzung des Urheberrechts (Art. 25-novies) 

- Art. 171, Gesetz Nr. 633 vom 22. April 1941; 

- ebd., Art. 171-bis; 
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- ebd., Art. 171-ter; 

- ebd., Art. 171-septies; 

- ebd., Art. 171-octies. 

 

XVI. Straftaten gegen die Justizbehörden (Art. 25-decies) 

- Verleitung, keine oder falsche Erklärungen vor der Justizbehörde abzugeben (Art. 377-bis 

des Strafgesetzbuchs). 

 

XVII. Umweltdelikte (Art. 25-undecies) 

- Umweltverschmutzung (Art. 452-bis des Strafgesetzbuchs); 

- Umweltdesaster (ebd., Art. 452-quater); 

- fahrlässige Umweltvergehen (ebd., Art. 452-quinquies); 

- erschwerende Umstände durch assoziierte Straftaten (ebd., Art. 452-octies); 

- Handel mit und unerlaubtes Ablagern von hoch radioaktivem Material (ebd., Art. 452-

sexies); 

- organisierte Tätigkeiten für den unerlaubten Abfallhandel (ebd., Art. 452-quaterdecies); 

- Tötung, Zerstörung, Fang, Entnahme und Besitz von Exemplaren geschützter wildlebender 

Tier- oder Pflanzenarten (ebd., Art. 727-bis); 

- Zerstörung oder Schädigung eines Habitats innerhalb eines geschützten Bereichs (ebd., Art. 

733-bis); 

- Art. 137 Abs. 2, 3, 5, 11 u. 13 Gv.D. Nr. 152 vom 3. April 2006; 

- ebd., Art. 256 Abs. 1, 2, 3, 4, 5 u. 6 ; 

- ebd., Art. 257 Abs. 1 u. 2 ; 

- ebd., Art. 258 Abs. 4 zweiter Satz ; 

- ebd., Art. 259 Abs. 1 ; 

- ebd., Art. 260-bis Abs. 6, 7 u. 8 ; 

- ebd., Art. 279 Abs. 5 ; 

- Art. 1 Gesetz Nr. 150 vom 7. Februar 1992; 
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- ebd., Art. 2 Abs. 1 u. 2; 

- ebd., Art. 6 Abs. 4; 

- ebd., Art.3-bis Abs. 1; 

- Art. 3 Abs. 6 Gesetz Nr. 549 vom 28. Dezember 1993; 

- Art. 8 Gv.D. Nr. 202 vom 6. November 2007; 

- ebd., Art. 9 . 

 

XVIII. Verbrechen im Zusammenhang mit der Einwanderungsgesetzgebung (Art. 25-duodecies) 

- Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen mit irregulärem Aufenthalt (Art. 22 Abs. 12-bis 

Gv.D. Nr. 286 vom 25. Juli 1998); 

- Durchführung des Transports von Ausländern in das Staatsgebiet (ebd., Art. 12 Abs. 3, 3-bis 

u. 3-ter); 

- Begünstigung des Aufenthalts von Ausländern im Staatsgebiet (ebd., Art. 12 Abs. 5). 

 

XIX. Rassismus und Xenophobie (Art. 25-terdecies) 

- Propaganda und Anstiftung zu einer strafbaren Handlung aus Gründen der rassischen, 

ethnischen und religiösen Diskriminierung (Art. 604-bis des Strafgesetzbuchs) 

 

XX. Betrug bei Sportwettbewerben, illegales Glücksspiel oder Wetten und Glücksspiele, die 

von verbotenen Geräten gespielt werden (Art. 25-quaterdecies) 

- Betrug bei Sportwettbewerben (Art. 1 Gesetz Nr. 401/1989); 

- illegales Glücksspiel oder Wetten und Glücksspiele, die von verbotenen Geräten gespielt 

werden (ebd., Art. 4). 

 

XXI. Steuerstraftaten (Art. 25-quinquiesdecies) 

- betrügerische Erklärung durch die Verwendung von Rechnungen oder anderen Dokumenten 

für nichtexistierende Geschäftsfälle (Art. 2 Gv.D. Nr. 74 vom 10. März 2000); 

- betrügerische Erklärung mit anderen Mitteln (ebd., Art. 3); 
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- nicht wahrheitsgetreue Erklärung (ebd., Art. 4); 

- unterlassene Erklärung (ebd., Art. 5); 

- Ausstellung von Rechnungen oder anderer Dokumente für nichtexistierende Geschäftsfälle 

(ebd., Art. 8); 

- Verheimlichung oder Zerstörung von Buchhaltungsunterlagen (ebd., Art. 10); 

- unrechtmäßiger Ausgleich (ebd., Art. 10-quater); 

- die betrügerische Umgehung von Steuerzahlungen (ebd., Art. 11).  

 

XXII. Schmuggel (Art. 25-sexiedecies) 

- Schmuggel bei der Beförderung von Waren über Landgrenzen und Zollgebiete (Art. 282 DPR 

Nr. 43 vom 23. Januar 1973); 

- Schmuggel bei der Beförderung von Waren in Grenzseen (ebd., Art. 283); 

- Schmuggel bei der Beförderung von Waren auf dem Seeweg (ebd., Art. 284); 

- Schmuggel bei der Beförderung von Waren auf dem Luftweg (ebd., Art. 285); 

- Schmuggel in Nicht-Zollgebieten (ebd., Art. 286); 

- Schmuggel zur missbräuchlichen Verwendung von Waren, die mit Zollerleichterungen 

eingeführt werden (ebd., Art. 287); 

- Schmuggel in Zolllagern (ebd., Art. 288); 

- Schmuggel in der Kabotage und im Verkehr (ebd., Art. 289); 

- Schmuggel bei der Ausfuhr von Waren, die für eine Zollrückerstattung in Betracht kommen 

(ebd., Art. 290); 

- Schmuggel bei vorübergehender Ein- oder Ausfuhr (ebd., Art. 291); 

- Schmuggel von ausländischen Tabakwaren (ebd., Art. 291-bis); 

- erschwerende Umstände für die Straftat des Schmuggels ausländischer Tabakwaren (ebd., 

Art. 291-ter); 

- kriminelle Vereinigung zum Zweck des Schmuggels von ausländischen Tabakwaren (ebd., 

Art. 291-quater); 

- andere Fälle von Schmuggel (ebd., Art. 292); 

- erschwerende Umstände für Schmuggel (ebd., Art. 295). 
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Transnationale Straftaten (Art. 10 Gesetz Nr. 146/2006) 

Art. 3 des Gesetzes Nr. 146/2006 definiert eine transnationale Straftat als eine Straftat, die mit einer 

maximalen Freiheitsstrafe von mindestens vier Jahren geahndet wird, sofern ihr eine organisierte 

kriminelle Vereinigung zugrunde liegt und sie: 

a) in mehr als einem Staat begangen wird; 

b) oder in nur einem Staat begangen wird, aber ein wesentlicher Teil ihrer Vorbereitung, 

Planung, Leitung oder Kontrolle in einem anderen Staat stattfindet; 

c) oder in nur einem Staat begangen wird, aber eine organisierte kriminelle Gruppe beteiligt 

ist, die in mehr als einem Staat kriminelle Aktivitäten ausübt; 

d) oder in nur einem Staat begangen wird, ihre Wirkungen aber in einem anderen Staat zeitigt. 

 

Art. 10 besagt, dass die verwaltungsrechtliche Haftung von Körperschaften gemäß Art. 3 auch durch 

die Begehung der folgenden Straftaten begründet wird, sofern diese einen transnationalen 

Charakter haben: 

1) kriminelle Vereinigung (Art. 416 des Strafgesetzbuchs); 

2) mafia-artige Vereinigung (ebd., Art. 416-bis); 

3) kriminelle Vereinigung zum Zweck des Schmuggels von ausländischen Tabakwaren (Art. 291-

quater DPR Nr. 43/1973); 

4) kriminelle Vereinigung zum Zweck des unerlaubten Handels mit betäubenden oder 

psychotropen Substanzen (Art. 74 DPR Nr. 309/1990); 

5) Verbrechen im Zusammenhang mit der illegalen Einwanderung (Gv.D. Nr. 286/1998); 

6) Verleitung, keine oder falsche Erklärungen vor der Justizbehörde abzugeben (Art. 377-bis 

des Strafgesetzbuchs); 

7) persönliche Begünstigung (ebd., Art. 378). 

 

Versuchte Begehung von Straftaten (Art. 26) 

Art. 26 des Dekrets legt Folgendes fest: 
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1. Werden die in diesem Kapitel des Dekrets angegebenen Straftaten in Form eines Versuchs 

begangen, so werden die diesbezüglichen Geldbußen und Verbotssanktionen um ein Drittel 

bis zur Hälfte reduziert; 

2. Körperschaften haften nicht, wenn sie die Begehung der Tat oder die Verwirklichung des 

Tatbestands willentlich verhindern.  
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1.4.  Haftungsvoraussetzungen 

Das Dekret bestimmt die Voraussetzungen, welche die Haftbarkeit von Körperschaften begründen, 

indem es diesbezüglich objektive und subjektive Erfordernisse festlegt. 

1.4.1. Objektive Erfordernisse 

Die objektiven Erfordernisse für eine Haftbarkeit von Körperschaften gehen aus Art. 5 des Dekrets 

hervor, der besagt, dass eine Körperschaft für Straftaten haftet, die in ihrem Interesse oder zu 

ihrem Vorteil begangen wurden, wenn 

- die Straftat von Personen begangen wurde, welche die rechtliche Vertretung, 

Verwaltung oder Leitung der Körperschaft oder einer ihrer Verwaltungsabteilungen mit 

finanzieller und funktionaler Eigenständigkeit innehaben, oder welchen de facto die 

Führung und Kontrolle der Körperschaft obliegt (die sog. „Personen in Spitzenpositionen“ 

oder „die Führungsspitze“); 

- die Straftat von Personen begangen wurde, die unter der Leitung oder Aufsicht einer der 

unter Buchstabe a) genannten Personen stehen (die sog. „untergeordneten Personen“). 

Art. 5 Abs. II sieht schließlich vor, dass Körperschaften nicht haften, wenn die im vorstehenden 

Absatz aufgeführten Personen ausschließlich im eigenen oder im Interesse Dritter gehandelt haben. 

1) Die Begehung einer Vortat 

Das erste objektive Erfordernis besteht in der Notwendigkeit, dass eine als Teil der Führungsspitze 

definierte Person oder ein ihr unterstellter Mitarbeiter eine der Vortaten begangen haben muss. 

Darüber hinaus ist die Haftbarkeit einer Körperschaft nicht an die Strafbarkeit derjenigen 

natürlichen Person gebunden, welche die strafrechtlich relevante Handlung begangen hat. Gemäß 

Art. 8 des Gv.D. Nr. 231/2001 mit dem Titel „Unabhängige Haftung der Körperschaft“ „besteht die 

strafrechtliche Haftung der Körperschaft auch dann, wenn a) der Täter nicht ermittelt wurde oder 

nicht schuldfähig ist; oder b) wenn die Straftat aus einem anderen Grund als der Amnestie erloschen 

ist“. Das heißt, dass die Straftat nur aus dem historischen Sachverhalt besteht, und ausgehend von 
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diesem ist die Haftbarkeit der Körperschaft zu begründen, solange alle anderen im Dekret 

genannten objektiven und subjektiven Voraussetzungen vorliegen.  

 

2) Interesse und Vorteil 

Das zweite objektive Erfordernis ist, dass die Vortat im Interesse oder zum Vorteil der Körperschaft 

begangen worden ist. Unter Interesse wird der Zweck verstanden, der die natürliche Person, welche 

die Straftat begangen hat, zu deren Begehung veranlasst hat, während sich der Begriff Vorteil auf 

jede direkte oder indirekte wirtschaftliche Bereicherung bezieht, die sich für die Körperschaft 

aufgrund der begangenen Straftat ergibt.  

Wie im letzten Absatz von Art. 5 angegeben, haftet die Körperschaft im Rahmen des Dekrets nicht, 

wenn die natürliche Person, welche die Straftat begangen hat, ausschließlich in Eigeninteresse oder 

im Interesse Dritter gehandelt hat. Daraus folgt, dass im Falle einer Übereinstimmung oder auch nur 

teilweisen Überschneidung der Interessen der Körperschaft mit denen der natürlichen Person, 

welche die Straftat begangen hat, die Körperschaft gemäß Gv.D. Nr. 231/2001 dennoch haftbar ist.  

 

3) Personen in Spitzenpositionen/Führungsspitze 

Art. 5 Abs. I Buchst. a) bezieht sich auf Straftaten, die von Personen in Spitzenpositionen bzw. der 

Führungsspitze begangen wurden. Jene Personen sind diejenigen, welche die rechtliche Vertretung, 

Verwaltung oder Leitung der Körperschaft oder einer ihrer Verwaltungsabteilungen mit finanzieller 

und funktionaler Eigenständigkeit innehaben, oder welchen de facto die Führung und Kontrolle der 

Körperschaft obliegt (Geschäftsführer, Generaldirektoren usw.). 

 

4) Personen in untergeordneten Positionen 

Unter Personen in untergeordneten Positionen werden gemäß Art. 5 Buchst. b) jene Personen 

verstanden, die der Leitung oder Aufsicht der Führungsspitze unterstellt sind, und zwar auch dann, 

wenn sie eigenständig tätig sind. Zu dieser Kategorie gehören auch Personen, die mit der 

Körperschaft durch eine Zusammenarbeit verbunden sind und daher ihrer Aufsicht und Leitung 

unterstehen.  

 

5) Personen, welchen de facto die Führung und Kontrolle obliegt 
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Die Haftbarkeit der Körperschaft besteht auch dann, wenn die Straftat von einer Person begangen 

wurde, der unabhängig von ihrer formalen Qualifikation de facto die Führung und Kontrolle der 

Körperschaft obliegt.  

Zu diesem Zweck wird in Art. 2639 des Zivilgesetzbuchs über Unternehmensdelikte festgelegt, dass 

einer Person, die formell eine bestimmte Qualifikation besitzt oder eine bestimmte, gesetzlich 

vorgesehene Funktion innehat, folgende Personen gleichgestellt sind: 

a) Personen, welche die gleiche Funktion ausüben, wenn auch mit einer anderen Qualifikation; 

b) Personen, die kontinuierlich und in erheblichem Umfang die typischen Befugnisse ausübt, 

die mit der Qualifikation oder Funktion verbunden sind. 

1.4.2. Subjektive Erfordernisse 

1) „Organisationsverschulden“ 

Art. 6 des Dekrets stellt zweifelsohne den Kern der gesamten Regelung zur strafrechtlichen Haftung 

der Körperschaften dar. Er sieht vor, dass die Körperschaft, wenn die Straftat von einer Person der 

Führungsspitze begangen wurde, nur dann von der Haftung befreit werden kann, wenn 

Organisations-, Verwaltungs- und Kontrollmodelle eingeführt und effizient umgesetzt wurden, die 

geeignet sind, Straftaten wie diejenige, die begangen wurde, vorzubeugen. Dabei handelt es sich 

um die sog. Organisationsmodelle (MOG), die zum Teil den Compliance-Programmen der 

angelsächsischen Systeme entlehnt sind. 

Art. 6 legt außerdem fest, dass die Körperschaft, um von der Haftung befreit zu werden, nicht nur 

ein Organisationsmodell umgesetzt, sondern auch die Überwachung und Aktualisierung der 

Vorschriften des Modells einem mit autonomen Initiativ- und Kontrollbefugnissen ausgestatteten 

Organ (Kontrollorgan) übertragen haben muss, wobei keine Unterlassung der Aufsicht seitens dieses 

Kontrollorgans vorliegen darf. 

Die subjektive Grundlage für die Haftbarkeit der Körperschaften liegt somit im sog. 

„Organisationsverschulden“. Der Körperschaft wird also vorgeworfen, nicht über eine Organisation 

zu verfügen, die in der Lage ist, die Begehung einer Straftat wie der begangenen vorzubeugen. 

Der italienische Gesetzgeber hat also eine radikale Entscheidung getroffen, die den in der 

Verfassung verankerten Grundsätzen zur strafrechtlichen Haftbarkeit entspricht. Zwar wird formal 
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der verwaltungsrechtliche Charakter der Haftung von Körperschaften gemäß Gv.D. Nr. 231/2001 

anerkannt, doch hat der Gesetzgeber keine Haftung ohne Verschulden in das Rechtssystem 

einführen wollen. So wurde auch bei Körperschaften die Haftung an eine Form des Verschuldens 

geknüpft, jedoch unter Berücksichtigung der spezifischen Merkmale einer kollektiven Körperschaft 

im Vergleich zu denen einer natürlichen Person. In Übereinstimmung mit dem in Art. 27 der 

Verfassung verankerten Personalitätsgrundsatz und im Hinblick auf ein normatives Verständnis von 

Schuldhaftigkeit, welche eine umfassende und genaue Beurteilung der Vorwerfbarkeit der Tat an 

die beschuldigte Person fordern, wird der Körperschaft also nicht vorgeworfen, dass jemand in 

ihrem Interesse oder zu ihrem Vorteil eine Straftat begangen hat, sondern dass sie keine 

Organisation (Organisationsmodell und Kontrollorgan) gewählt hat, die ein konkretes und 

geeignetes Hindernis für die Begehung der Straftat darstellt.  

Die Körperschaft haftet also für eigene Gesetzesverstöße und nicht für die von natürlichen Personen 

begangene Straftaten, die, wie oben dargelegt, nur den jeweils historischen Sachverhalt darstellen, 

auf dessen Grundlage dann die Haftbarkeit/Vorwerfbarkeit der Körperschaft selbst begründet 

werden kann.  

Es handelt sich also um eine Form der Haftbarkeit, die in gewisser Hinsicht der strafrechtlich 

anerkannten Haftbarkeit des Garanten als Mittäter durch Unterlassen gemäß Art. 40 Abs. II des 

Strafgesetzbuchs ähnelt, allerdings mit dem wesentlichen Unterschied, dass der Inhaber der 

strafrechtlich relevanten Garantenstellung zwar die rechtliche Verpflichtung hat, das Ereignis oder 

die Begehung der Straftat zu verhindern, sich aber darauf beschränken muss, denjenigen, die im 

Interesse oder zum Vorteil der Körperschaft eine Straftat begehen wollen, adäquate Hindernisse in 

den Weg zu legen. 

Wenn nämlich die Organisation, welche die Körperschaft eingerichtet hat, tatsächlich angemessen 

ist und wenn die die Straftat begehende Person gemäß Art. 6 des Dekrets die Bestimmungen des 

Organisationsmodells und die Überwachung seitens des Kontrollorgans in betrügerischer Weise 

umgeht, dann ist jener Zusammenhang zwischen der Absicht des Täters, die Straftat zu begehen, 

und der Mittäterschaft der Körperschaft nicht mehr gegeben, welcher die Mitverantwortlichkeit der 

Körperschaft und damit ihre Strafbarkeit begründet. Auf diese Weise wird die Straftat zu einer 

„persönlichen Tat“ nur des Täters, der also ausschließlich aus eigenem Antrieb gehandelt hat, ohne 
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jeglichen „Anreiz“ seitens der Körperschaft, die im Gegensatz dazu Anstrengungen unternommen 

hat, dessen kriminelle Absichten zu behindern. 

Der Gesetzgeber hat daher eine Haftbarkeit konzipiert, bei welcher der Körperschaft eine Straftat 

vorwerfbar ist, die von ihr zurechenbaren Personen begangen wurde, und welche eine Art der 

Schuldhaftigkeit anerkennt, die der strafrechtlichen Schuldhaftigkeit so nah wie möglich kommt und 

mit den verfassungsrechtlichen Grundsätzen zur Haftbarkeit so gut wie möglich vereinbar ist. 

2) Art. 6 des Dekrets: Straftaten, die von Personen in Spitzenpositionen begangen werden 

Insbesondere hat der Gesetzgeber bei Straftaten, die von Personen der „Führungsspitze“ begangen 

wurden, eine widerlegbare Vermutung (oder praesumtio iuris tantum, die also den Beweis des 

Gegenteils zulässt) eingeführt, sodass die Straftat zunächst der Organisation und der 

Unternehmenspolitik zuzurechnen ist und die Beweislast ganz entgegen der allgemeinen 

Strafverfahrensregeln bei der Person liegt, gegen die der Vorwurf erhoben wird. 

Art. 6 des Dekrets legt fest, dass im Falle der Begehung der Straftat durch Personen der 

Führungsspitze die Körperschaft nicht haftbar gemacht werden kann, wenn sie den Nachweis 

erbringt, dass 

- das Leitungsorgan vor der Begehung der Straftat ein Organisations- und Verwaltungsmodell 

(im Folgenden „das Modell“ oder MOG) eingeführt und effektiv umgesetzt hat, das geeignet 

ist, Straftaten wie diejenige, die begangen wurde, vorzubeugen; 

- die Aufgabe, über Effektivität und Einhaltung der Organisationsmodelle zu wachen und für 

deren Anpassung Sorge zu tragen, einem Organ der Körperschaft übertragen wurde, welches 

über unabhängige Initiativ- und Kontrollbefugnisse verfügt (Kontrollorgan); 

- die Personen die Tat begangen haben, indem sie in betrügerischer Absicht die Organisations- 

und Verwaltungsmodelle umgangen haben; 

- das Kontrollorgan seine Aufsichtstätigkeit nicht unterlassen oder in unzureichender Weise 

ausgeübt hat. 

3) ... und von Personen in untergeordneten Positionen 
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Bei Straftaten, die von Personen in untergeordneten Positionen begangen werden, kommt es zu 

einer Umkehr der Beweislast und es obliegt der Anklage, das Vorliegen eines 

„Organisationsverschuldens“ nachzuweisen. 

Art. 7 des Dekrets legt dazu fest, dass im Falle der Begehung der Straftat durch Personen in 

untergeordneter Position die Körperschaft dann haftet, wenn die Begehung der Straftat durch die 

Nichteinhaltung von Leitungs- oder Aufsichtspflichten ermöglicht wurde, wobei die Haftung in 

jedem Fall ausgeschlossen ist, in dem die Körperschaft vor der Begehung der Straftat ein 

Organisations-, Verwaltungs- und Kontrollmodell eingeführt und effektiv umgesetzt hatte, das 

geeignet ist, Straftaten wie diejenige, die begangen wurde, vorzubeugen. 

1.5.  Schutzbestimmungen zugunsten Personen, die Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten melden(sog. Whistleblowing) 

Am 29. Dezember 2017 trat das Gesetz Nr. 179 vom 30. November 2017 in Kraft, das 

Schutzbestimmungen zugunsten der Personen, die Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten melden, 

von denen sie im Rahmen eines öffentlichen oder privaten Arbeitsverhältnisses Kenntnis erlangten, 

festlegt. 

Durch die Einführung von drei neuen Absätzen in Art. 6 (c. 2-bis, c. 2-ter und c. 2-quater) dehnt das 

Gesetz den Schutz des sog. „Whistleblowers“ erstmals auf den privaten Sektor aus und schreibt in 

den Organisationsmodellen spezifische Verpflichtungen seitens der Gesellschaften vor. 

Was die Bestimmungen der neuen Gesetzgebung betrifft, so legt Abs. 2-bis des Dekrets fest, dass 

das Organisations-, Verwaltungs- und Kontrollmodell Folgendes vorsehen muss: 

• einen oder mehrere Kanäle – die die Vertraulichkeit der Identität Hinweisgebers 

gewährleisten müssen – die es Personen der Führungsspitze oder Personen, die ihrer Leitung 

oder Aufsicht unterstehen, ermöglichen, auf der Grundlage präziser und übereinstimmender 

Tatsachen ausführliche und fundierte Hinweise über rechtswidrige Verhaltensweisen gemäß 

Gv.D. Nr. 231/2001 oder Hinweise über Verstöße gegen die Bestimmungen des MOG, von 

denen sie im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kenntnis erlangt haben, zu melden; 

• mindestens einen alternativen Kanal zur Meldung von Hinweisen, der geeignet ist, die 

Vertraulichkeit der Identität des Hinweisgebers auf elektronischem Wege zu gewährleisten. 
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Derselbe Absatz legt außerdem fest: 

• das Verbot, unmittelbare oder mittelbare Vergeltungsakte oder 

Diskriminierungshandlungen gegenüber den erwähnten Hinweisgebern aus Gründen 

auszuüben, die direkt oder indirekt mit der Meldung von Hinweisen zusammenhängen; 

• dass die gemäß Art. 6 Abs. 2 Buchst. e) des Gv.D. Nr. 231/2001 angenommene 

Disziplinarordnung Sanktionen gegen jeden vorzusehen hat, der gegen die 

Schutzbestimmungen von Hinweisgebern verstößt, sowie gegen jeden, der vorsätzlich oder 

fahrlässig Meldungen macht, die sich als unbegründet erweisen. 

Art. 6 Abs. 2-ter sieht vor, dass der Hinweisgeber auch arbeitsrechtlich zu schützen ist: Die 

Ergreifung diskriminierender Maßnahmen gegen ihn kann nämlich nicht nur vom Hinweisgeber 

selbst, sondern auch von der von ihm angegebenen Gewerkschaftsorganisation bei der nationalen 

Arbeitsaufsichtsbehörde angezeigt werden, sodass diese die in ihre Zuständigkeit fallenden 

Vorkehrungen treffen kann. 

Abs. 2-quater schließlich sieht die Unwirksamkeit einer diskriminierenden oder als 

Vergeltungsmaßnahme vorgenommenen Entlassung eines Hinweisgebers vor, sowie die 

Unwirksamkeit jeder Änderung von Obliegenheiten gemäß Art. 2103 des Zivilgesetzbuchs sowie 

jeder anderen diskriminierenden oder Vergeltungsmaßnahme gegen einen Hinweisgeber: Im Falle 

eines Rechtsstreits über diese Fragen obliegt dem Arbeitgeber die Beweislast dafür, dass die gegen 

den Arbeitnehmer ergriffene Maßnahme auf Gründen beruht, die nichts mit der Hinweismeldung 

zu tun haben. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass Art. 23 des Gesetzes Nr. 53 vom 22. April 2021 die Regierung 

mit der Umsetzung der EU-Richtlinie 2019/1937 über den Schutz von Personen, die Verstöße gegen 

das Unionsrecht melden, beauftragt hat: Es ist daher absehbar, dass die derzeitigen Vorschriften 

zum Whistleblowing zukünftig Änderungen unterliegen könnten, die eine Aktualisierung dieses 

Modells notwendig machen.  

1.6.  Sanktionen 

Das Gv.D. Nr. 231/2001 enthält einen recht vielfältigen und ausführlichen Sanktionsrahmen. Art. 9 

des Dekrets sieht zu Lasten von Körperschaften folgende Sanktionsmaßnahmen vor: 
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a) Geldbuße; 

b) Verbotssanktionen; 

c) Veröffentlichung des Urteils; 

d) Einziehung. 

Neben der Geldbuße, die ein typischer Ausdruck der verwaltungsrechtlichen Haftung ist, hat das 

Dekret daher eine Reihe von potentiell existenzbedrohlichen Verbotssanktionen vorgesehen, die 

über die Urteilsveröffentlichung und die Einziehung des Gewinns, der durch Straftaten erzielt 

worden ist, hinausgehen. 

Darüber hinaus können gemäß Art. 45 des Gv.D. Nr. 231/2001 auf Antrag der Staatsanwaltschaft in 

der Phase der Voruntersuchung vorsorglich Verbotssanktionen verhängt werden. 

1.6.1. Die Geldbuße 

Art. 10 des Dekrets sieht vor, dass für die strafrechtlich relevante Rechtswidrigkeit immer eine 

Geldbuße verhängt wird, die in zahlenmäßig nicht unter hundert und nicht über tausend Raten in 

Höhe von mindestens 258 Euro und höchstens 1.549 Euro zu bestimmen ist. 

Der nachfolgende Art. 11 legt fest, dass bei der Bemessung der Geldbuße der Richter die Anzahl der 

Raten zu bestimmen hat, und zwar unter Berücksichtigung der Schwere der Tat, des Grades der 

Haftung der Körperschaft sowie der Maßnahmen, die zur Beseitigung oder Dämpfung der Folgen 

der Tat und zur Verhinderung von weiteren Straftaten ergriffen wurden. 

Der Betrag der einzelnen Raten wird dagegen auf Basis der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

und Vermögensverhältnisse der Körperschaft festgesetzt, um die Wirksamkeit der Sanktion zu 

gewährleisten. 

Art. 12 des Dekrets sieht in seinem ersten Absatz vor, dass die Geldbuße um die Hälfte reduziert 

wird und 103.291 € nicht überschreiten darf, wenn: 

a) der Täter die Straftat in erster Linie in seinem eigenen Interesse oder im Interesse Dritter 

begangen hat und die Körperschaft keinen oder nur einen minimalen Vorteil erlangt hat; 

b) der verursachte Vermögensschaden besonders geringfügig ist. 
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 In Art. 12. Abs. 2 wird ferner festgelegt, dass die Strafe um ein Drittel bis zur Hälfte herabgesetzt 

wird, wenn vor der Eröffnungserklärung der erstinstanzlichen Hauptverhandlung: 

a) die Körperschaft den Schaden vollständig ersetzt und die schädlichen oder gefährlichen 

Folgen der Straftat beseitigt hat oder diesbezüglich erfolgreich Anstrengungen 

unternommen hat; 

b) ein Organisationsmodell eingeführt und in Kraft gesetzt wurde, das geeignet ist, Straftaten 

wie diejenige, die begangen wurde, vorzubeugen. 

 Abs. 3 sieht vor, dass bei Zusammentreffen der beiden im vorstehenden Absatz genannten 

Bedingungen die Sanktion um die Hälfte bis zu zwei Drittel reduziert wird. 

In Abs. 4 wird schließlich festgelegt, dass die Geldbuße in jedem Fall nicht geringer als 10.329,00 

Euro sein darf. 

1.6.2. Die Verbotssanktionen 

Im Gv.D. Nr. 231/2001 sind folgende Verbotssanktionen vorgesehen: 

- Ausübungsverbot der Tätigkeit; 

- Aussetzung oder Widerruf der für die Begehung der gesetzwidrigen Handlung relevanten 

Genehmigungen, Lizenzen oder Konzessionen; 

- Verbot, Verträge mit der öffentlichen Verwaltung zu schließen; 

- Ausschluss und gegebenenfalls Widerruf von Begünstigungen, Finanzierungen, Beiträgen 

oder finanziellen Unterstützungen; 

- Werbeverbot für Güter oder Dienstleistungen. 

Im Gegensatz zu den Geldbußen werden die Verbotssanktionen nur in Bezug auf bestimmte 

Straftaten angewandt, für die sie im Dekret ausdrücklich vorgesehen sind, und nur dann, wenn eine 

der nachfolgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) die Gesellschaft hat einen bedeutenden Gewinn aus der Straftat gezogen, welche  von 

Personen der Führungsspitze oder von ihr unterstellten Personen verübt wurde,  und 

die Begehung der Straftat wurde durch schwere organisatorische Mängel erleichtert; 
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b) im Fall einer Wiederholung der gesetzwidrigen Handlungen. 

Art. 15 des Dekrets legt fest, dass der Richter, solange die Voraussetzungen für die Verhängung einer 

Verbotssanktion zur Unterbrechung der körperschaftlichen Tätigkeit gegeben sind, anstelle der 

Verhängung der Sanktion die Fortführung der Tätigkeit durch die Bestellung eines gerichtlichen 

Verwalters anordnen kann. 

Darüber hinaus kann gemäß Art. 16 des Gv.D. Nr. 231/2001 ein endgültiges Ausübungsverbot der 

Tätigkeit angeordnet werden, falls die Körperschaft einen erheblichen Gewinn aus der Straftat 

erzielt hat und in den letzten sieben Jahren bereits mindestens dreimal zu einem vorübergehenden 

Verbot verurteilt wurde. Ebenso kann der Richter gegenüber der Körperschaft das Verbot, Verträge 

mit der öffentlichen Verwaltung abzuschließen, in Form einer endgültigen Strafe verhängen. 

Art. 17 des Dekrets schreibt außerdem vor, dass die Verbotssanktionen nicht zur Anwendung 

kommen, wenn vor der Eröffnungserklärung der erstinstanzlichen Hauptverhandlung die folgenden 

Bedingungen erfüllt sind: 

a) die Körperschaft hat den Schaden vollständig ersetzt und die schädlichen oder gefährlichen 

Folgen der Straftat beseitigt oder hat diesbezüglich erfolgreich Anstrengungen 

unternommen; 

b) die Körperschaft hat die organisatorischen Mängel, die zur Straftat geführt haben, beseitigt, 

indem sie organisatorische Modelle eingeführt und umgesetzt hat, die geeignet sind, 

Straftaten wie diejenige, die begangen wurde, vorzubeugen; 

c) die Körperschaft hat den Gewinn aus der Straftat für die Einziehung zur Verfügung gestellt. 

In Bezug auf die Verbotssanktionen wird ausdrücklich auf die Änderungen durch das Gesetz Nr. 3 

vom 9. Januar 2019 (Antikorruptionsgesetz) hingewiesen, mit dem eine Ausnahmeregelung für 

bestimmte Straftaten gegen die öffentliche Verwaltung eingeführt wird: Wie derzeit in Art. 25 Abs. 

5 des Gv.D. Nr. 231/2001 vorgesehen, werden im Falle einer Verurteilung wegen einer der in Art. 

25 Abs. 2 und 3 genannten Straftaten die in Art. 9 Abs. 2 genannten Verbotssanktionen für einen 

Zeitraum von nicht unter vier und höchstens sieben Jahren verhängt, wenn die Straftat von in Art. 

5 Abs. 1 Buchst. a) genannten Personen begangen wurde – das heißt von Personen, welche die 

rechtliche Vertretung, Verwaltung oder Leitung der Körperschaft oder einer ihrer 
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Verwaltungsabteilungen mit finanzieller und funktionaler Eigenständigkeit innehaben, oder 

welchen de facto die Führung und Kontrolle der Körperschaft obliegt – und für einen Zeitraum nicht 

unter zwei und höchstens vier Jahren, wenn die Straftat von in Art. 5 Abs. 1 Buchst. b) genannten 

Personen begangen wurde – das heißt von Personen, die der Leitung oder Aufsicht der Personen 

gemäß Buchst. a) unterstellt sind. 

Wobei mit der Gesetzesänderung von 2019 zusätzlich Abs. 5-bis eingeführt wurde, der vorschreibt, 

dass die Verbotssanktionen für die in Art. 13 Abs. 2 vorgesehene Dauer (von nicht unter drei 

Monaten und höchstens zwei Jahren) verhängt werden, falls die Körperschaft vor dem 

erstinstanzlichen Urteil wirksame Maßnahmen ergriffen hat: 

a) um zu vermeiden, dass die kriminellen Handlungen weitere Konsequenzen nach sich ziehen; 

b)  um die Beweise für die Straftaten zu sichern; 

c) um die Verantwortlichen zu identifizieren; 

d) um die Pfändung der überwiesenen Beträge oder sonstigen übertragene Vorteile 

sicherzustellen; 

oder   

e) die organisatorischen Mängel, die die Straftat ermöglicht haben, beseitigt, indem es 

Organisationsmodelle eingeführt hat, die geeignet sind, Straftaten wie diejenige, die 

begangen wurde, vorzubeugen. 

1.6.3. Die Veröffentlichung des Urteils 

Darüber hinaus kann gemäß Art. 18 des Gv.D. Nr. 231/2001, wenn gegen die Körperschaft eine 

Verbotssanktion verhängt wird, auch die Veröffentlichung des auf Verurteilung lautenden Urteils 

angeordnet werden. Die Veröffentlichung des Urteils erfolgt gemäß Art. 36 des Strafgesetzbuchs, 

also durch Aushang in der Gemeinde, in der es verkündet wurde, in jener, in der die Straftat 

begangen wurde, in jener des letzten Wohnsitzes des Verurteilten sowie in jener, in der die 

Körperschaft ihren Hauptgeschäftssitz hat. Darüber hinaus wird dasselbe Urteil in Auszügen oder 

vollständig auf der Website des Justizministeriums veröffentlicht. 
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1.6.4. Die Einziehung, auch mittels Wertersatz 

Gemäß Art. 19 des Dekrets wird bei einer Verurteilung stets die Einziehung des Gewinns aus der 

Straftat angeordnet. Wenn die Einziehung nicht vollstreckt werden kann, können auch Geldbeträge, 

Güter und andere Vorteile eingezogen werden, deren Wert dem Gewinn aus der Straftat entspricht. 

Es ist daher auch im Bereich der strafrechtlichen Haftung von Körperschaften die sog. Einziehung 

„mittels Wertersatz“ vorgesehen. Das heißt, es ist nicht erforderlich, die Güter, die den Gewinn aus 

der Straftat darstellen, zu ermitteln, sondern es reicht aus, ihren Wert zu bestimmen, um Güter von 

gleichem Wert einzuziehen.  

1.6.5. Überwachungsmaßnahmen 

Das im Dekret vorgesehene Sanktionssystem wird durch die Möglichkeit ergänzt, der Körperschaft 

bestimmte Überwachungsmaßnahmen aufzuerlegen. Hierzu heißt es in Art. 45: „Bestehen 

ernsthafte Anhaltspunkte für die Haftbarkeit der Körperschaft für eine strafrechtlich relevante 

Ordnungswidrigkeit, und liegen begründete und konkrete Anhaltspunkte dafür vor, dass die 

tatsächliche Gefahr besteht, dass Rechtswidrigkeiten derselben Art wie die der untersuchten 

begangen werden, so kann die Staatsanwaltschaft als Überwachungsmaßnahme die Anwendung 

einer der in Art. 9 Abs. 2 vorgesehenen Verbotssanktionen beantragen". 

Gleichzeitig kann die Staatsanwaltschaft gemäß Art. 321 der Strafprozessordnung in der Phase der 

Voruntersuchung die präventive Sicherstellung jener Beträge anordnen, die später zum Gegenstand 

einer Einziehung mittels Wertersatz werden.  

Alle Verbotssanktionen und die Einziehung gegebenenfalls mittels Wertersatz können auf Antrag 

der Staatsanwaltschaft vorsorglich vom Ermittlungsrichter gegen die Körperschaft verhängt bzw. 

angeordnet werden. 
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2. ANWENDUNG DES ORGANISATIONSMODELLS 

2.1.  Beschreibung der Gesellschaftsstruktur und verschiedenen 
Leitungsorgane von Liu.Jo S.p.A.  

Liu.Jo S.p.A. ist eine Aktiengesellschaft, deren Gesellschaftzweck die Ausübung folgender 

Tätigkeiten ist: Herstellung und Handel mit Strickmode, Bekleidungsstücken und übliche 

Accessoires, Miederwaren, Intimbekleidung, Strandbekleidung, Haushaltswäsche, Schuhen, Brillen- 

und Uhrenartikel, Erzeugnissen des Schmuckhandwerks und der Juwelier- und Goldschmiedekunst, 

Geschenkartikeln sowie verwandten Artikeln wie Werbegeschenke, Schreibwaren und Parfüm. 

In der Tat entwickelt sich das Stilprojekt der Gesellschaft in Richtung der Realisierung eines 

kompletten Total Look. Zu diesem Zweck wurden neben der Damenbekleidungslinie zudem eine 

Accessoire-Linie, Linien für Mädchen, Sport, Haushaltswäsche, Herren, Damen- und 

Mädchenschuhe sowie eine Linie für Armbanduhren und Schmuck, Parfüm und Brillen eingeführt. 

Folgende Gesellschaftsorgane bilden den institutionellen Aufbau von Liu Jo:  

Gesellschafterversammlung 

Die ordentliche Gesellschafterversammlung beschließt über die ihr durch das Gesetz und dieser 

Satzung vorbehaltenen Angelegenheiten. 

Ausschließlich der Zuständigkeit der ordentlichen Gesellschafterversammlung vorbehalten sind: 

1. Genehmigung des Haushaltsplans; 

2. Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer; die Bestellung der Aufsichtsräte und des 

Aufsichtsratsvorsitzenden sowie, sofern vorgesehen, des Rechnungsprüfers; 

3. Festlegung der Vergütung der Geschäftsführer und Aufsichtsräte, sofern dies nicht in der 

Satzung vorgesehen ist; 

4. Beschluss über die Verantwortlichkeiten der Geschäftsführer und Aufsichtsräte. 

In die Zuständigkeit der außerordentlichen Gesellschafterversammlung fallen: 

1. Satzungsänderungen; 

2. Bestellung, Substitution und Befugnisse von Insolvenzverwaltern; 
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3. Ausgabe von Wandelanleihen und nicht wandelbaren Anleihen; 

4. Bildung von zweckgebundenem Vermögen gemäß Art. 10 der Satzung; 

5. sonstige ihr durch Gesetz und Satzung zugewiesene Aufgaben. 

Vorstand 

Das Verwaltungsorgan der Gesellschaft ist der Vorstand, der derzeit aus zwei Mitgliedern besteht:  

- ein Vorsitzender – zeichnungsberechtigter Geschäftsführer und gesetzlicher Vertreter der 

Gesellschaft, der mit allen Befugnissen der ordentlichen und außerordentlichen 

Geschäftsführung ausgestattet ist; 

- ein Vorstandsmitglied mit geschäftsführenden Funktionen, der für die Rechnungslegung der 

Gesellschaft verantwortlich ist. 

Aufsichtsrat  

Die Kontrollfunktion wird vom Aufsichtsrat ausgeübt, der mit den in den Art. 2403 und 2403-bis des 

Zivilgesetzbuches festgelegten Aufgaben und Befugnissen ausgestattet ist. 

Prüfungsgesellschaft 

Die Gesellschaft hat eine externe Gesellschaft (die Pricewatherhouse Coopers S.p.a.) mit der 

Durchführung der Wirtschaftsprüfung beauftragt.  

Datenschutzbeauftragter (DSB) 

In Ausführung der Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) (EU) 2016/679 wurde 

ein Datenschutzbeauftragter (DSB) benannt, der die Aufgabe hat: 

a) die Einhaltung der DSGVO zu überwachen und die Risiken aller Datenverarbeitungen im 

Hinblick auf ihre Art, ihren Geltungsbereich, ihren Kontext und ihren Zweck zu bewerten; 

b) bei Bedarf mit dem Dateninhaber/-verantwortlichen bei der Durchführung einer 

Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA) zusammenzuarbeiten; 

c) den Dateninhaber oder -verantwortlichen sowie deren Mitarbeiter über Verpflichtungen, 

dich sich aus der Verordnung und anderen Datenschutzbestimmungen ergeben, zu 

informieren und dafür zu sensibilisieren; 
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d) mit der Datenschutzbehörde zusammenzuarbeiten und für diese als Ansprechpartner in 

allen Fragen zur Datenverarbeitung zu fungieren; 

e) als Ansprechpartner für Betroffene zu fungieren, damit diese die in den Art. 15 bis 22 der 

DSGVO festgelegten Rechte wahrnehmen können; 

f) den Dateninhaber oder -verantwortlichen bei allen Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

Verarbeitung personenbezogener Daten zu unterstützen, gegebenenfalls auch im Hinblick 

auf das Führen eines Registers über die Verarbeitungstätigkeit (Art. 30 DSGVO). 

Ausschüsse 

Eine wichtige Rolle spielen die folgenden Ausschüsse, die eine beratende Funktion bei für die 

Gesellschaft vorrangigen Themen wahrnimmt, d.h. bei der Koordinierung von Geschäfts- und 

Aufgabenbereichen. 

Die Ausschüsse setzen sich aus ständigen Mitgliedern zusammen, zu denen in manchen Fällen auf 

Ersuchen externe Berater hinzukommen, die in Situationen, die besondere Fachkenntnisse 

erfordern, als Sachverständige hinzugezogen werden können. 

Insbesondere wurden folgende Führungsausschüsse eingerichtet: 

• Lenkungs- und Koordinierungsausschuss (CIC) mit folgenden Aufgaben: Genehmigung 

neuer Projekte und ihrer Fortschritte; Präsentation strategischer Belange und Mitteilung 

wirtschaftlicher Business-Daten;  

• Steering Committee mit folgenden Aufgaben: Bewertung des Fortgangs abgeschlossener 

Projekte hinsichtlich der Kursnotierung an der Börse (monatliche Zusammenkünfte); 

• SPT-Ausschuss mit den folgenden Aufgaben: Überwachung der Umsetzung des 

Managementsystems SA80002 und insbesondere der Konformität mit dem SA8000-Standard 

zur sozialen Verantwortung, auch durch regelmäßige Audits und erneute Prüfung der 

Unternehmensleistung; Ermittlung und Bewertung der Risiken im Zusammenhang mit 

tatsächlichen oder potentiellen Nichtkonformitäten mit dem Standard; Überprüfung der 

Wirksamkeit der Maßnahmen zur Umsetzung der Politik der sozialen Verantwortung und 

Erfüllung der Erfordnisse des Standards; Mitwirkung an der Ermittlung möglicher 

 
2 Liu Jo wurde am 2. August 2019 nach SA8000:2014 zertifiziert. 
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Nichtkonformitäten und an der Identifizierung von Abhilfemaßnahmen. Der SPT-Ausschuss 

setzt sich aus Arbeitnehmer- und Managementvertretern zusammen. 

• Ausschuss für Einzelhandelsentwicklung mit den folgenden Aufgaben: Präsentation 

geplanter neuer Geschäfte (sowohl Direktvertrieb als auch Vertrieb von Dritten im Rahmen 

von Franchising oder Partnerprogrammen) bei den betroffenen Unternehmensbereichen. 

An diesem Ausschuss nehmen der zeichnungsberechtigte Geschäftsführer, das 

Leitungssekretariat, die Managementkontrolle, das Store-Planungsbüro und die betroffenen 

Vertriebsmitarbeiter teil. 

Darüber hinaus gibt es regelmäßige funktionsübergreifende operative Besprechungen hinsichtlich 

Kreativität und Realisierung von Produkten sowie deren Vertriebsqualität, und den internen 

Ausschuss „Better Team“ für die Entwicklung von Projekten zur ökologischen und sozialen 

Nachhaltigkeit. 

 

Die Vertriebsorganisation 

Das Unternehmen vermarktet seine Produkte über verschiedene Vertriebskanäle. 

Aus der Sicht des Endverbrauchers präsentiert sich die Gruppe auf dem Markt über: 

§ den Retail-Vertriebskanal, d.h. der direkte Vertriebskanal im Einzelhandel, wofür wir im 

eigenen Namen der Gesellschaft geführte Ladengeschäfte (die sog. DOS), Outlets und einen 

E-Commerce-Kanal (der von einer dritten Beteiligungsgesellschaft, Digital Boite S.r.l. geführt 

wird) nutzen; 

§ den Einzelmarken-Kanal, der aus Einzelmarken-Geschäften besteht, die in Zusammenarbeit 

mit Handelspartnern betrieben werden; den Großhandel- und Multimarken-Kanal, der 

Multimarken-Geschäfte und spezielle Verkaufsstellen in Kaufhäusern (Shop-in-Shop und 

Corner) umfasst. 

Für den Verkauf an Einzelmarken- und Multimarkenkunden nutzt die Gruppe ein Netz aus 

Vertretern/Niederlassungen und Vertriebshändlern. 

Das Kontroll- und Organisationssystem 
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Die Gesellschaft verfügt über ein internes Kontrollsystem (im Folgenden das „interne 

Kontrollsystem“), um die sich mit der Zeit typischerweise ergebenden Risiken der 

Gesellschaftstätigkeiten zu überwachen. 

Das interne Kontrollsystem überwacht die Einhaltung der Gesellschaftsstrategien und der 

Erreichung folgender Ziele: 

1. Effektivität und Effizienz der Prozesse und Abläufe; 

2. Qualität und Zuverlässigkeit der wirtschaftlichen und finanziellen Informationen; 

3. Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften, internen Regeln und Verfahren; 

4. Wertsicherung der Gesellschaftstätigkeiten und des Gesellschaftsvermögens. 

Liu Jo hat ein System von Handlungsvollmachten und Prokuren eingeführt, das Elemente der 

„Sicherheit“ beinhaltet, um Straftaten vorzubeugen (Rückverfolgbarkeit und Nachweisbarkeit 

sensibler Tätigkeiten) und gleichzeitig ein effizientes Management der Gesellschaftstätigkeiten zu 

ermöglichen. 

2.2. Die durch das Organisations-, Verwaltungs- und Kontrollmodell 
erfüllten Funktionen und die durch eine angemessene Compliance-
Tätigkeit verfolgten Ziele 

2.2.1 Einleitung – Das Organisationsmodell (MOG) 

Mit der Umsetzung des Dekrets übernimmt die Körperschaft im Wesentlichen die Rolle eines 

Garanten für die Begrenzung des Risikos, dass Straftaten im Rahmen der jeweiligen 

Tätigkeitsausübung von Personen begangen werden, die unabhängig von einer formalen 

Personaleinstufung im Namen und auf Rechnung der Körperschaft handeln. So gesehen liegt der 

Zweck des Organisationsmodells hauptsächlich im Aufbau eines strukturierten und organischen 

Systems von Regeln, Anweisungen, Verfahren, Protokollen und Kontrolltätigkeiten, die darauf 

abzielen, die Tätigkeiten der Körperschaft zu regeln und zu rationalisieren sowie die Begehung von 

Straftaten vorzubeugen. 

Nichts Neues also unter diesem Gesichtspunkt, denn jede komplexe und strukturierte Körperschaft 

verfügt stets über eine Reihe von formalisierten oder nicht formalisierten Verfahren, die ihre 

Funktionsweise regeln, und zwar lange vor und unabhängig von den Vorschriften des Gv.D. Nr. 
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231/2001. Keine komplexe Organisation kann ohne Regeln funktionieren, es ist eine 

unternehmensorganisatorische Notwendigkeit unabhängig von der Prävention von Straftaten und 

rechtswidrigen Handlungen im Allgemeinen. Die verfahrensrechtliche Normierung von Produktions- 

und Managementprozessen ist in erster Linie ein Zeichen für Effizienz und Qualität. 

Dem fügt das Gv.D. Nr. 231/2001 hinzu, dass das Modell auch ein für die Prävention von bestimmten 

Straftaten wirksames Kontrollinstrument sein soll. Die Verfahren, die Bestandteil des Modells sein 

müssen, werden damit weiter präzisiert: sie sollen sich auch für Kontrolltätigkeiten eignen. Das ist 

der Grund dafür, dass alle Tätigkeiten innerhalb der Körperschaft oder zumindest jene, die in den 

Geltungsbereich von Gv.D. Nr. 231/2001 fallen, formalisiert sowie rückverfolgbar und kontrollierbar 

sein müssen. Darüber hinaus sollten Aufgaben für eine verbesserte Kontrolle in keinem Fall völlig 

autonom ausgeführt, sondern jeweils aufgeteilt und getrennt werden, sodass die 

Entscheidungsprozesse, die in sensible Tätigkeitsgebiete fallen, nicht einer einzigen Person zufallen. 

Schließlich legt das Dekret fest, dass das Organisationsmodell angenommen und wirksam 

angewendet werden sowie konkret dafür geeignet sein muss, Straftaten wie diejenige, die 

begangen wurde, vorzubeugen. Das bedeutet, dass die formale Annahme eines 

Organisationsmodells durch die Körperschaft nicht ausreicht, sondern dass das Modell in der Praxis 

tatsächlich angewendet wird und konkret zur Prävention von Straftaten geeignet ist.  

Damit die Körperschaft von der Haftung befreit werden kann, muss gemäß Art. 6 und 7 des Dekrets 

geprüft werden, ob das gewählte Organisationsmodell zur Prävention von Straftaten geeignet ist. 

Diese Prüfung hat konkret durch eine prognostische oder vorausschauende Bewertung erfolgen.  

Insbesondere legt der Gesetzgeber in Art. 6 Abs. II verschiedene Erfordernisse für 

Organisationsmodelle fest, um abstrakt geeignet zu sein, die Begehung von Vortaten zu verhindern. 

Nach dieser Bestimmung müssen die Modelle: 

a) diejenigen Tätigkeiten aufzeigen, in deren Rahmen Straftaten begangen werden können. 

Dies sind die Tätigkeiten, die als „Risikokartierung“ bezeichnet werden. Vor der Ausarbeitung 

des Organisationsmodells muss notwendigerweise eine sorgfältige Analyse des 

Unternehmenskontextes, der von der Körperschaft ausgeübten Tätigkeiten sowie der 

Modalität ihrer Ausübung erfolgen, ebenso wie eine Analyse der Verfahren und Protokolle, 
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die zur Regelung der Tätigkeitsausübung eingerichtet wurden. Die Risikokartierung ermittelt 

die sog. „sensiblen Tätigkeitsbereiche“, d. h. jene Tätigkeitsbereiche, im Rahmen derer eine 

Straftatbegehung am wahrscheinlichsten ist, sowie die Art und Weise, wie die jeweilige 

Straftat begangen werden könnte. Im Allgemeinen wird diese für die Ausarbeitung des 

Modells vorbereitende Tätigkeit in einem Dokument formalisiert, das als Risikokartierung 

oder Risk Assessment bezeichnet wird und in dem auch die in der Organisation der 

Körperschaft festgestellten Schwachstellen (sog. Gap-Analyse) und diesbezügliche 

Abhilfemaßnahmen (sog. Sanierungsplan) aufgezeigt werden; 

b) spezifische Protokolle vorsehen, die zur Planung von Entscheidungsbildung und -umsetzung 

seitens der Körperschaft bezüglich der vorzubeugenden Straftaten dienen. Hierbei handelt es 

sich um die Protokolle und Verfahren, die bereits erwähnt wurden; 

c) Wege zur Verwaltung der finanziellen Mittel aufzeigen, die geeignet sind, die Begehung von 

Straftaten zu verhindern. Hier werden die Bestimmungen aus dem vorherigen Punkt 

präzisiert, insofern speziell die Verwaltung von finanziellen Mitteln angesprochen wird – 

eine Tätigkeit, die vom Gesetzgeber als besonders kritisch im Zusammenhang mit 

Korruptionsdelikten angesehen wird; 

d) Informationspflichten gegenüber dem Organ vorsehen, das für die Überwachung der 

Effektivität und der Einhaltung der Modelle zuständig ist. Gefordert wird hier ein konstanter 

Informationsfluss zwischen der Körperschaft und dem Kontrollorgan, das zur Überwachung 

der Einhaltung und des ordnungsgemäßen Funktionierens des Organisationsmodells 

eingesetzt wurde. Das Kontrollorgan ist ein gegenüber der Körperschaft, der es angehört, 

autonomes Organ und nimmt nicht an dessen Verwaltung teil. Wo kein angemessener 

Informationsfluss zwischen Körperschaft und Kontrollorgan besteht, ist das Risiko groß, dass 

das Kontrollorgan seine Kontrollfunktionen nicht in vollem Umfang wahrnehmen kann; 

e) ein geeignetes Disziplinarsystem einführen, um die Nichteinhaltung der im Modell genannten 

Maßnahmen zu sanktionieren. Wie bereits erwähnt, verlangt Art. 6 n nicht nur die 

Einführung eines Organisationsmodells seitens der Körperschaft, sondern auch seine 

effektive Umsetzung. Einer der Indikatoren für eine effektive und effiziente Umsetzung des 

Organisationsmodells ist gerade eben das Disziplinarsystem. Verstöße gegen die 
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Bestimmungen des Modells müssen von der Körperschaft sanktioniert werden, 

selbstverständlich nach den Bestimmungen der einschlägigen nationalen Tarifverträge. Eine 

fehlende Sanktion bei Nichteinhaltung der Bestimmungen des Modells würde in der Tat 

bedeuten, dass der Körperschaft das eingeführte Organisationsmodell völlig gleichgültig ist 

und es daher nicht effizient umgesetzt wird. 

In diesem Zusammenhang erscheint eine der Bestimmungen aus Art. 6 für die Rolle und den Inhalt 

von Organisationsmodellen besonders bedeutsam. Art. 6 legt nämlich fest, dass die Körperschaft 

nur dann von der Haftung befreit werden kann, wenn die Person, welche die Tat begangen hat, 

dies in betrügerischer Umgehung der Bestimmungen des Organisationsmodells getan hat. Aus 

dieser Bestimmung können zwei verschiedene Schlussfolgerungen gezogen werden: 

1) erstens soll das Organisationsmodell keineswegs die Begehung von Straftaten überhaupt 

verhindern, da der Gesetzgeber selbst die Möglichkeit berücksichtigt, dass eine Straftat 

begangen werden kann, ohne dass die Körperschaft haftbar gemacht wird; 

2) und zweitens kann ein Modell nur dann als geeignet im Sinne des Dekrets angesehen 

werden, wenn es die natürliche Person, die eine Straftat begehen will, dazu zwingt, die 

Bestimmungen in betrügerischer Absicht zu umgehen. 

Die Begehung einer Vortat ist in diesem Fall nur ein Indiz für die Untauglichkeit des Modells, aber 

keinesfalls dessen Nachweis. Im Wesentlichen muss das Organisationsmodell also demjenigen, der 

eine Straftat im Interesse oder zum Vorteil der Körperschaft begehen will, die Entscheidung dazu 

erschweren und auf diese Weise die jeweilige Zusammenarbeit zwischen Körperschaft und 

natürlicher Person, die die Grundlage für die Haftung nach Gv.D. Nr. 231/2001 bildet, unterbinden. 

. 

2.2.2 Die Rechtsfolgen 

Die Rechtswirkungen, die sich aus der Einführung des Modells ergeben, werden im Dekret 

ausdrücklich erwähnt.  

Insbesondere gilt Folgendes: 

a) gemäß Art. 6 ist im Falle der Begehung einer Straftat seitens einer Person der Führungsspitze 

die Körperschaft eben dann von der Haftung befreit, wenn ein Modell eingeführt und 
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effektiv umgesetzt wurde, das dafür geeignet ist, Straftaten wie diejenige, die begangen 

wurde, vorzubeugen; 

b) gemäß Art. 7 ist im Falle der Begehung einer Straftat seitens einer Person untergeordneter 

Position die Körperschaft eben dann von der Haftung befreit, wenn ein Modell eingeführt 

und effektiv umgesetzt wurde, das dafür geeignet ist, Straftaten wie diejenige, die begangen 

wurde, vorzubeugen; 

c) gemäß Art. 11 bestimmt der Richter bei der Bemessung der Geldbuße die Anzahl der Raten 

unter Berücksichtigung verschiedener Aspekte, unter anderem die Maßnahmen, die von der 

Körperschaft zur Verhinderung von weiteren Straftaten ergriffen wurden; 

d) gemäß Art. 12 werden die Sanktionen um ein Drittel bis zur Hälfte reduziert, wenn nach der 

Begehung der Straftat und vor der Eröffnung der Hauptverhandlung ein Modell eingeführt 

und effektiv umgesetzt wurde, das dafür geeignet ist, Straftaten wie diejenige, die begangen 

wurde, vorzubeugen; 

e) gemäß Art. 13 entfällt die Anwendung einer Verbotssanktion, wenn ein Modell eingeführt 

wurde, das zwar möglicherweise nicht gänzlich geeignet ist, Straftaten der gleichen Art wie 

diejenige, die begangen wurde, vorzubeugen, aber nachweist, dass es in der Körperschaft 

keine schweren organisatorischen Mängel gibt – dies nur dann, wenn die Straftat von einer 

Person in untergeordneter Position begangen wurde; 

f) gemäß Art. 17 werden keine Verbotssanktionen verhängt, wenn die Körperschaft den 

Schaden vollständig ersetzt und die organisatorischen Mängel, die die Begehung der Straftat 

ermöglicht haben, durch die Einführung und Umsetzung eines Modells beseitigt hat. 

 

Das Organisationsmodell erfüllt demnach verschiedene Funktionen: 

1) der Begehung von Straftaten im Interesse oder zum Vorteil des Unternehmens vorzubeugen; 

2) die Körperschaft von der Haftung für Straftaten freizuhalten, die in ihrem Interesse oder zu 

ihrem Vorteil begangen wurden; 

3) die Straffolgen abzumildern.  

Liu Jo S.p.A. ist sich der Notwendigkeit bewusst, die Bedingungen der Korrektheit, der 

Rechtmäßigkeit und der Transparenz bei der Ausübung der geschäftlichen und unternehmerischen 
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Tätigkeiten sowie in den Beziehungen zu Dritten zur Wahrung der eigenen Position und des eigenen 

Images, zur Erfüllung der Erwartungen der Aktionäre und zum Schutz der Arbeit der eigenen 

Mitarbeiter zu gewährleisten, und sie ist sich zudem auch der Bedeutung eines Organisations-, 

Verwaltungs- und Kontrollmodells bewusst, das geeignet ist, die Begehung rechtswidriger 

Handlungen durch seine Geschäftsführer, Angestellte und Mitarbeiter vorzubeugen, die der 

Aufsicht und Leitung der Körperschaft unterstehen.  

 Obwohl die Einführung des Modells nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, hat Liu Jo aus den oben 

genannten Gründen dennoch beschlossen, den Bestimmungen des Dekrets nachzukommen. Dazu 

wurde ein Projekt zur Analyse der eigenen Organisations-, Verwaltungs- und Kontrollinstrumente in 

die Wege geleitet, um zu überprüfen, ob die bereits angenommenen Verhaltensprinzipien und -

verfahren mit den im Dekret vorgesehenen Zwecken übereinstimmen, und um das derzeit bereits 

bestehende System gegebenenfalls anzupassen.  

Bei dieser Analyse wurden die spezifischen Merkmale der Organisationsstruktur von Liu Jo S.p.A. 

sowie vorhandene Unternehmenstätigkeiten und -abläufe berücksichtigt.  

 Das Modell wurde in seinem ersten Entwurf vom Alleinverwalter der Gesellschaft mit Beschluss 

vom 3. August 2018 angenommen und genehmigt. Die vorliegende Fassung wurde vom Vorstand 

am 9. März 2022 genehmigt und stellt eine Aktualisierung hinsichtlich der zwischenzeitlich erfolgten 

rechtlichen Änderungen sowie der aktuellen Organisationsstruktur der Gesellschaft dar.  

Die mit der Einführung des Modells angestrebten Ziele können nur erreicht werden, wenn die als 

„Risikobereiche“ definierten Bereiche und innerhalb dieser die sog. „operativen Prozesse und 

sensiblen Tätigkeiten“ mit äußerster Präzision ermittelt werden, d.h. jene Unternehmenstätigkeiten 

und -abläufe, bei deren Ausführung die vom Dekret erwähnten Straftaten begangen werden 

könnten. 

Das Modell wurde daher so konzipiert, dass es folgenden Grundsätzen entspricht: 

- Hiermit informieren wir das Management, die Mitarbeiter und all jene, die mit der 

Gesellschaft zusammenarbeiten oder mit ihr in geschäftlicher Beziehung stehen, dass Liu Jo 

alle Verhaltensweisen strengstens verurteilt, die gegen die gesetzlichen Bestimmungen und 

darüber hinaus auch gegen die ethischen Grundsätze verstoßen, welche die Gesellschaft bei 
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der Ausübung der eigenen Geschäftstätigkeit zu befolgen beabsichtigt. Alle Adressaten des 

Modells, die im Namen und auf Rechnung von Liu Jo in Risikobereichen tätig sind, müssen 

sich im Falle eines Verstoßes gegen die Bestimmungen des Modells nicht nur darüber im 

Klaren sein, dass sie damit das Unternehmen einer strafrechtlichen Haftung aussetzen, 

sondern auch darüber, dass die Gesellschaft ein solches Verhalten unter keinen Umständen 

zu tolerieren gedenkt; 

- Es muss beizeiten gehandelt werden, um der Begehung von Straftaten vorzubeugen und 

entgegenzuwirken, und zwar mithilfe eines kontinuierlichen Monitorings der als 

risikobehaftet eingestuften Bereiche; 

- Sanktionen sind notwendig, um jedes Verhalten, das gegen die Bestimmungen des Modells 

verstößt, wirksam zu unterbinden. 

2.3.  Die erforderlichen Inhalte des Organisations-, Verwaltungs- und 
Kontrollmodells: Rechtsvorschriften, die Richtlinien von Confindustria 
und die in der Rechtsprechung etablierten Grundsätze 

Art. 6 Abs. II des Dekrets bestimmt, dass das Modell folgenden Anforderungen genügen muss: 

a) diejenigen Tätigkeiten aufzeigen, in deren Rahmen Straftaten begangen werden können; 

b) spezifische Protokolle vorsehen, die zur Planung von Entscheidungsbildung und -umsetzung 

seitens der Körperschaft in den als risikoträchtig eingestuften Bereichen und bezüglich der 

vorzubeugenden Straftaten dienen; 

c) Wege zur Verwaltung der finanziellen Mittel aufzeigen, die geeignet sind, die Begehung von 

Straftaten zu verhindern; 

d) Informationspflichten gegenüber dem Organ vorsehen, das für die Überwachung der 

Effektivität und der Einhaltung des Modells zuständig ist (Kontrollorgan); 

e) ein geeignetes Disziplinarsystem einführen, um die Nichteinhaltung der im Modell 

genannten Maßnahmen zu sanktionieren. 

 

Um den obenstehenden Anforderungen zu genügen, muss ein Modell folgende Punkte enthalten:  

- Angabe der Verhaltensregeln, zu denen sich Liu Jo verpflichtet; 
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- Darstellung (sog. Kartierung) der „risikobehafteten“ Tätigkeitsbereiche, d. h. jener 

Tätigkeiten, im Rahmen derer eine Straftatbegehung als am wahrscheinlichsten eingeschätzt 

wird; 

- Ausweisen des sog. Kontrollorgans und seiner konkreten Aufgaben der Kontrolle und 

Aufsicht in Bezug auf das Modell, die Geschäftstätigkeiten und das Verhalten einzelner 

Personen; 

- Angabe der Unternehmensressourcen zur Unterstützung des Kontrollorgans bei der 

Durchführung der ihm übertragenen Aufgaben, in einer Höhe, die in Bezug auf die 

voraussichtlichen und vernünftigerweise erreichbaren Ergebnisse zweck- und 

verhältnismäßig ist; 

- Festlegung von Genehmigungsbefugnissen im Einklang mit den zugewiesenen 

Verantwortlichkeiten; 

- Gewährleistung, dass der Grundsatz der Aufgaben- und Funktionstrennung beachtet wird; 

- Angabe der Kanäle zur Kommunikation der festgelegten Verhaltensregeln und Verfahren auf 

allen Unternehmensebenen, sowie zu deren Sensibilisierung. 

 

2.4.  Die Leitlinien von Confindustria 

Das Dekret sieht in Art. 6 Abs. III selbst vor, dass das Organisations-, Verwaltungs- und 

Kontrollmodell „auf Grundlage von Verhaltenskodizes die von den Berufsverbänden der 

Körperschaften erstellt wurden“ erarbeitet werden kann. Das repräsentativste Dokument 

hinsichtlich dieser Bestimmung sind für den italienischen Kontext zweifellos die Richtlinien von 

Confindustria für den Aufbau der Organisations-, Verwaltungs- und Kontrollmodelle. 

In den Confindustria-Richtlinien werden die wichtigsten Bestandteile des Kontrollsystems dargelegt, 

das die Wirksamkeit des Organisationsmodells gewährleisten soll:  

Systeme der präventiven Kontrolle von vorsätzlichen Straftaten  

§ Einführung ethischer Grundsätze, die die Tätigkeiten der Körperschaft lenken und regeln 

sowie darauf abzielen, Verhaltensweisen zu unterbinden, welche die im Dekret 



Modell zur Organisation, Verwaltung und Kontrolle gemäß Gv.D. 231/2001 

Allgemeiner Teil 

 

 

46 

 

vorgesehenen und im Ethikkodex von Liu Jo enthalten Arten von Straftaten umfassen 

können; 

§  ein formalisiertes und klares Organisationssystem insbesondere im Hinblick auf die 

Zuweisung von Verantwortlichkeiten, auf hierarchische Weisungsbeziehungen und auf 

Aufgabenbeschreibungen, einschließlich spezifischer Kontrollgrundsätze;  

§ manuelle und/oder computergestützte Verfahren, welche die Durchführung von 

Tätigkeiten regeln und angemessene Kontrollen vorsehen;  

§ Genehmigungs- und Unterschriftsbefugnisse mit beschränkter Ausgabenautonomie, die im 

Einklang der festgelegten Verantwortlichkeiten auf Organisations- und Managementebene 

zugewiesen werden;  

§ Managementkontrollsysteme, die beizeiten das Vorhandensein und/oder Auftreten 

allgemeiner und/oder besonderer kritischer Situationen anzeigen können;  

§ Mitteilung an das Personal und dessen Weiterbildung. 

 

Systeme der präventiven Kontrolle von Straftaten der fahrlässigen Tötung oder in Bezug auf 

Körperverletzungen, die in Verletzung der Vorschriften zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit 

am Arbeitsplatz begangen wurden  

Zusätzlich zu den Vorschriften aus Art. 30 des Gv.D. 81/2008 über Gesundheit und Sicherheit am 

Arbeitsplatz und zu dem, was bereits hinsichtlich vorsätzlicher Straftaten präzisiert wurde, muss das 

Unternehmen Folgendes sicherstellen:  

§ eine Organisationsstruktur, in der die Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Bereich 

Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz in Einklang mit dem Organisations- und 

Funktionsplan des Unternehmens formell festgelegt sind;  

§ Aus- und Weiterbildung, um sicherzustellen, dass sich das gesamte Personal auf allen 

Ebenen der Bedeutung der Einhaltung des Organisationsmodells und der möglichen 

Konsequenzen eines von den Regeln des Modells abweichenden Verhaltens bewusst ist; 

§ Kommunikation und die Einbeziehung aller beteiligten Akteure, um ein angemessenes 

Bewusstsein und Engagement auf allen Ebenen zu gewährleisten; 



Modell zur Organisation, Verwaltung und Kontrolle gemäß Gv.D. 231/2001 

Allgemeiner Teil 

 

 

47 

 

§ das Risikomanagement im Bereich Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, das in das 

Gesamtmanagement der Unternehmensabläufe integriert und mit diesem kongruent ist; 

§ ein Monitoringsystem, mit dem die Aufrechterhaltung der getroffenen Maßnahmen zur 

Risikoprävention und zum Schutz vor Gefahren überprüft werden kann.  

 

Die Confindustria-Richtlinien führen außerdem aus, dass die obenstehenden Bestandteile des 

Kontrollsystems einer Reihe von Kontrollgrundsätzen entsprechen müssen, darunter:  

§ Überprüfbarkeit, Dokumentierbarkeit, Kohärenz und Kongruenz aller Geschäfte, 

Transaktionen und Aktionen; 

§ Anwendung des Grundsatzes der Aufgaben- und Funktionstrennung (niemand darf einen 

gesamten Prozess eigenständig verwalten); 

§ Dokumentierung der Kontrollen. 

Diese Leitlinien wurden von Confindustria ursprünglich am 7. März 2002 herausgegeben, mehrmals 

aktualisiert (31. März 2008 und März 2014) und schließlich in ihrer letzten Fassung am 8. Juni 2021 

vom Justizministerium genehmigt. Die letzte Aktualisierung sieht unter anderem vor: 

- Prüfung der jüngst eingeführten Arten von Straftaten; 

- Analyse der Vorschriften über das sog. „Whistleblowing“, in denen die Rolle und die 

Befugnisse des Kontrollorgans bei der Bearbeitung von Meldungen festgelegt werden; 

- empfohlene Verwaltung der zahlreichen rechtlichen Anforderungen, die sich auf die 

Tätigkeiten der Körperschaft auswirken, und zwar durch die Einführung eines integrierten 

Risikomanagementsystems – eines Instruments, das darauf abzielt, die Compliance-

Tätigkeiten (in Bezug auf Ressourcen, Personal, Systeme usw.) zu rationalisieren, die 

Effektivität und Effizienz dieser Tätigkeiten zu verbessern und den Informationsaustausch 

durch eine integrierte Sichtweise der verschiedenen Risikomanagementerfordernisse zu 

erleichtern, auch durch die Durchführung gemeinsamer Risk Assessments und die 

regelmäßige Aktualisierung der verschiedenen Compliance-Programme. 
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2.5. Die in der Rechtsprechung etablierten Grundsätze 

Bei der Ausarbeitung eines Modells, das geeignet ist, die mit dem Dekret verfolgten Ziele zu 

erreichen, dürfen die Hinweise aus der Rechtsprechung bezüglich der strafrechtlichen Haftung von 

Körperschaften nicht außer Acht gelassen werden. 

Die Rechtsprechung hat insbesondere die folgenden Erfordernisse hervorgehoben, die ein 

wirksames Organisationsmodell kennzeichnen müssen: 

§ eine spezifische und erschöpfende „Kartierung“ der Risiken in Bezug auf die Begehung der 

im Dekret vorgesehenen Straftaten mit der damit verbundenen Ausweisung der einzelnen 

Risikobereiche und sensiblen Tätigkeiten und unter Berücksichtigung der Art und Größe der 

Organisation sowie der Art der ausgeübten Tätigkeit; 

§ die Effektivität des Modells, das nur dann als wirksam umgesetzt gilt, wenn es die 

Erfordernisse von Konkretheit, Effizienz und Dynamik erfüllt; 

§ die Festlegung von Protokollen und Verfahren für eine transparente Ressourcenverwaltung 

in Bezug auf die sensiblen Tätigkeitsbereiche, insbesondere im Zusammenhang mit der 

Verwaltung wirtschaftlicher Ressourcen, der Teilnahme an Ausschreibungen sowie der 

Ausführung von Verträgen; 

§ eine obligatorische und differenzierte Weiterbildung des Personals, wobei zwischen einer 

Weiterbildung für die Allgemeinheit der Beschäftigten und einer spezielleren Weiterbildung 

für diejenigen, die in bestimmten Risikobereichen tätig sind, sowie für das Kontrollorgan und 

für die mit der internen Kontrolle betrauten Personen zu unterscheiden ist; 

§ die genaue Angabe der Personen mit Entscheidungsbefugnissen innerhalb der Körperschaft 

und der bei den diversen zu treffenden Entscheidungen einzuhaltenden Kriterien, sowie die 

Aufgabentrennung zwischen denjenigen, die in den maßgeblichen Phasen eines als 

risikobehaftet eingeschätzten Prozesses tätig sind; 

§ die ausdrückliche Verhängung von Disziplinarstrafen gegen Personen, die sich nicht an die 

Vorschriften des Modells halten; 

§ die Durchführung von Routinekontrollen und Stichproben in den sensiblen 

Tätigkeitsbereichen; 
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§ die Bereitstellung systematischer Verfahren zur Aufdeckung und Identifizierung von 

Risiken, wenn besondere Umstände vorliegen, wie z. B. bei der Feststellung früherer 

Verstöße oder einer hohen Personalfluktuation; 

§ die Autonomie und Unabhängigkeit des Kontrollorgans durch besondere Erfordernisse 

hinsichtlich der Professionalität und der Ehrenhaftigkeit seiner Mitglieder, welche über 

spezifische Fähigkeiten zu verfügen haben, und darüber hinaus durch Gründe für die 

Nichtwählbarkeit und den Verlust des Mandats im Falle einer Verurteilung aufgrund einer 

der im Dekret vorgesehenen Straftaten, auch wenn die Verurteilung nicht unwiderruflich ist; 

§ die im Modell vorgesehene Verpflichtung zur Unterrichtung der Angestellten und 

Geschäftsführer der Körperschaft, die dem Kontrollorgan relevante Nachrichten aus dem 

Leben der Körperschaft, Verstöße gegen das Modell und gegebenenfalls begangene 

Straftaten melden müssen. Insbesondere hat das Modell konkrete Hinweise darauf zu 

geben, wie jemand, der von einem rechtswidrigen Verhalten Kenntnis erlangt, dies dem 

Kontrollorgan melden kann. 

2.6.  Die Adressaten des Modells 

Die Bestimmungen dieses Modells sind für alle verbindlich, die Vertretungs-, Verwaltungs- oder 

Leitungsfunktionen der Gesellschaft wahrnehmen, ebenso wie für jene, welchen de facto die 

Führung und Kontrolle der Körperschaft obliegt, für die Angestellten (d. h. alle Personen, die mit der 

Gesellschaft durch ein untergeordnetes Arbeitsverhältnis verbunden sind, einschließlich des 

Führungspersonals) und für externe Mitarbeiter, die durch ein Vertragsverhältnis mit der 

Gesellschaft verbunden sind (im Folgenden die „Adressaten“). 

2.7.  Etappen bei der Erstellung des Organisationsmodells 

Dieses Modell wurde unter der Berücksichtigung folgender Gesichtspunkte entwickelt: 

- die Tätigkeiten und Abläufe, bei denen die Wahrscheinlichkeit, dass die im Dekret genannten 

Straftaten begangen werden, als am höchsten eingeschätzt wird; 

- die Überprüfung und Dokumentation der risikobehafteten Geschäfte; 

- die Einhaltung des Grundsatzes der Aufgabentrennung; 
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- die Festlegung von Genehmigungsbefugnissen im Einklang mit den zugewiesenen 

Verantwortlichkeiten; 

- die Überprüfung der Verhaltensweisen des Unternehmens und deren Übereinstimmung mit 

dem eingeführten Ethikkodex; 

- die Einführung eines Disziplinarsystems, das die Nichteinhaltung der im Modell genannten 

Maßnahmen angemessen sanktioniert. 

Die Erstellung des Organisations-, Management- und Kontrollmodells fand hauptsächlich in zwei 

Etappen statt: 

a. Identifizierung von Risikobereichen und sog. „sensibler Tätigkeiten“ mit anschließender 

Bestimmung des Risikoniveaus. In dieser Etappe wurden die Unternehmenstätigkeiten 

analysiert, um jene Bereiche zu ermitteln, in denen die Gefahr einer Straftatbegehung 

besteht, und anschließend wurden die möglichen Formen einer Straftatbegehung ermittelt, 

die Wahrscheinlichkeiten dafür bestimmt und die möglichen Auswirkungen solcher 

Straftaten bewertet. 

b. Entwurf des Kontrollsystems. In dieser Etappe wurde das bereits bestehende interne 

Kontrollsystem bewertet, angepasst und integriert, indem spezielle Protokolle zur 

Gewährleistung einer wirksamen Prävention eingeführt wurden. 

2.8.  Der Aufbau des Organisationsmodells 

Das Modell von Liu Jo ist nach dem unten dargestellten Schema aufgebaut und gegliedert. 

Allgemeiner Teil 

Der allgemeine Teil des Modells enthält die grundlegenden Themen zum Verständnis der 

Unternehmensrealität und der Bestimmungen des Gesetzesdekrets Nr. 231/2001. Insbesondere 

enthält der allgemeine Teil folgende Punkte: 

- die Inhalte des Dekrets; 

- eine kurze Präsentation der Gesellschaft; 

- die Grundsätze und Ziele des Modells; 
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- die Aufgaben des Kontrollorgans und Informationsflüsse; 

- die Methoden zur Bekanntmachung der aktualisierten Versionen des Modells; 

- ein Disziplinarsystem. 

Spezieller Teil 

Der spezielle Teil des Modells ist in Risikobereiche und sensible Tätigkeiten unterteilt. Für diese 

werden jene Straftaten beschrieben, die im spezifischen Kontext von Liu Jo theoretisch im Interesse 

oder zum Vorteil der Körperschaft begangen werden könnten, und zwar sowohl von Personen der 

Führungsspitze als auch von Personen in untergeordneten Positionen. 

Der Zweck des speziellen Teils liegt in der Festlegung von Richtlinien, Regeln und 

Verhaltensgrundsätzen, die von allen Adressaten des Modells zu befolgen sind, um im Rahmen der 

sensiblen Tätigkeiten der Gesellschaft die c vorzubeugen sowie um eine redliche und transparente 

Unternehmenstätigkeit zu gewährleisten.  

Anlagen 

In den Anlagen des Modells sind die Verfahren in Bezug auf die operative Funktionsfähigkeit des 

Modells aufgelistet. Diese Anlagen sind: 

- ANLAGE A – Dokument zur Risikobewertung (Risk Assessment) 

- ANLAGE B – Ethikkodex  

2.9. Der Begriff des akzeptablen Risikos 

Der Begriff des „akzeptablen Risikos“ ist ein ganz wesentlicher Begriff für die Erarbeitung eines 

Organisationsmodells, das einerseits konkret zur Prävention der im Dekret genannten Straftaten 

geeignet ist, jedoch andererseits die Tätigkeit des Unternehmens nicht gleichzeitig lähmt. 

Es ist in der Tat von großer Bedeutung, eine Grenze festzulegen, die es ermöglicht, die zur 

Vorbeugung von Straftatbegehungen notwendigen Präventivmaßnahmen quantitativ und qualitativ 

zu beschränken. Es ist offenkundig, dass das Management bestimmter Risikobereiche und die 

Ausübung von an sich risikobehafteter Tätigkeiten per se die Unmöglichkeit mit sich bringt, das 

Risiko des Eintretens eines schädigenden Ereignisses vollständig auszuschließen.  
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In diesem Zusammenhang muss ein Risiko dann als akzeptabel angesehen werden, wenn die 

zusätzlichen Kontrollen der Körperschaft mehr „Kosten“ verursachen würden als die zu schützende 

Ressource und mehr als die Konsequenzen, die sich aus dem möglichst zu vermeidenden Ereignisfall 

ergeben würden. Zu den berücksichtigenden Variablen gehören selbstredend die 

Wahrscheinlichkeit, dass ein schädigendes Ereignis (Straftat) auftritt, die mit der Anerkennung einer 

Haftung der Gesellschaft verbundenen Kosten sowie die Kosten in Zusammenhang mit den 

Kontrollen. 

Ohne eine vorherige Festlegung des akzeptablen Risikos ist die Qualität/Quantität der 

durchzuführenden Präventivkontrollen praktisch unbegrenzt – die Folgen für den alltäglichen 

Unternehmensbetrieb kann man sich leicht vorstellen. 

Dass das Risikomanagement der Körperschaft nicht so beschaffen sein muss, dass die Möglichkeit 

des Eintritts des schädigenden Ereignisses ausgeschlossen wird, ergibt sich im Übrigen auch aus dem 

Dekret selbst. 

Gemäß Art. 6 des Gv.D. Nr. 231/2001 reicht es für eine Haftungsbefreiung der Gesellschaft aus, dass 

das Modell den Straftäter, dazu zwingt, die in ihm enthaltenen Vorschriften auf betrügerische Weise 

zu umgehen. 

 Um diese Anforderungen zu erfüllen, muss ein wirksames Kontrollsystem in der Lage sein: 

- auszuschließen, dass eine Person, die bei Liu Jo intern tätig ist, ihr Verhalten damit 

rechtfertigen könnte, die Vorschriften des Modells nicht zu kennen; 

- sicherzustellen, dass eine Straftat nur durch eine betrügerische Umgehung der Vorschriften 

des Modells und des eingerichteten Aufsichtssystems begangen werden kann. 

2.10. Aktualisierungen des Organisationsmodells 

Das Organisationsmodell wird durch die Unternehmungsleitung verabschiedet, so dass spätere 

wesentliche Änderungen und Ergänzungen ausschließlich dem Vorstand von Liu Jo vorbehalten 

bleiben und durch einen entsprechenden Beschluss angenommen werden müssen. Darüber hinaus 

hat das Kontrollorgan – wie im entsprechenden Abschnitt angegeben – die Aufgabe, die Aktualität 
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des Modells ständig zu überwachen und gegebenenfalls den Vorstand der Gesellschaft unverzüglich 

über die Notwendigkeit von Änderungen und Ergänzungen zu informieren. 

Änderungen und Ergänzungen können beispielsweise sein: 

- die Anpassung des Modells infolge von Änderungen in der Organisationsstruktur der 

Gesellschaft; 

- die Anpassung des Modells an eine veränderte Rechtslage; 

- die Einfügung oder Beseitigung von Teilen des Modells; 

- die Identifizierung und anschließende Analyse neuer Risikobereiche; 

- die Änderung von Benennung und Aufgaben/Verantwortlichkeiten verschiedener 

Unternehmensfunktionen. 

3. DAS KONTROLLORGAN 

3.1.  Das Kontrollorgan 

Art. 6 des Gv.D. Nr. 231/2001 legt fest, dass das Kontrollorgan, damit die Körperschaft von der 

Haftung befreit werden kann, notwendigerweise mit autonomen Initiativ- und Kontrollbefugnissen 

ausgestattet sein sowie in der Lage gewesen sein muss, die ihm durch das Modell zugewiesene 

Aufsichtsbefugnis bezüglich der Effektivität und der Einhaltung des Modells tatsächlich und konkret 

auszuüben. 

Um seine Funktion angemessen ausüben zu können, muss das Kontrollorgan daher notwendig 

folgende Anforderungen erfüllen: 

a) Autonomie und Unabhängigkeit; 

b) Kompetenz und Professionalität; 

c) Unparteilichkeit und Ehrenhaftigkeit; 

d) Wirksamkeit; 

e) Handlungskontinuität; 

f) Zusammensetzung 

a) Autonomie und Unabhängigkeit 
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Die Erfordernisse der Autonomie und Unabhängigkeit beziehen sich sowohl auf die 

Zusammensetzung des Kontrollorgans als auch auf seine Stellung im Organigramm der Körperschaft. 

Es ist verständlich, dass das Kontrollorgan in keiner Weise direkt oder indirekt in die 

Unternehmensprozesse und Managementätigkeiten, die ja Gegenstand seiner Kontrolltätigkeit 

sind, eingebunden sein darf. 

Darüber hinaus ist es unerlässlich, dass das Kontrollorgan eine möglichst hohe hierarchische 

Stellung einnimmt und ausschließlich dem Vorstand zu berichten hat, welcher es jedoch nur in 

genau festgelegten Fällen abberufen oder seine Zusammensetzung ändern kann. 

b) Kompetenz und Professionalität 

Die Mitglieder des Kontrollorgans müssen über spezifische fachliche Kompetenzen auf den Gebieten 

der Corporate Compliance und der strafrechtlichen Haftung juristischer Personen sowie auch in 

Bezug auf die von der Körperschaft ausgeübte Tätigkeit verfügen. 

c) Unparteilichkeit und Ehrenhaftigkeit 

Dieses Erfordernis wird durch die Festlegung zweier spezifischer Gründe für die Nichtwählbarkeit 

oder den Verlust des Mandats erfüllt: a) das Bestehen eines Interessenkonflikts jeglicher Art mit der 

Aufsichtsfunktion; b) eine rechtskräftige oder nicht rechtskräftige Vorbestrafung aufgrund einer im 

Dekret vorgesehenen Straftat oder aufgrund irgendeiner anderen vorsätzlichen oder fahrlässigen 

Straftat, die ihrer Art nach die Nichteignung für eine Mitgliedschaft im Kontrollorgan zur Folge hat. 

d) Wirksamkeit 

Zusätzlich zu den vorstehenden Erfordernissen ist es notwendig, dass das Kontrollorgan die ihm vom 

Vorstand übertragenen Befugnisse auch tatsächlich ausübt. Darüber hinaus müssen alle 

ausgeführten Tätigkeiten in einem eigenständigen Register festgehalten werden. 

e) Handlungskontinuität 

Das Kontrollorgan muss: 

§ mithilfe der notwendigen Ermittlungsbefugnisse das Modell kontinuierlich beaufsichtigen; 

§ innerhalb des Unternehmens so ausgelegt sein, dass die Kontinuität der Aufsichtstätigkeit 

gewährleistet ist; 
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§ sicherstellen, dass das Modell umgesetzt und kontinuierlich aktualisiert wird. 

In Anbetracht der besonderen Art seiner Aufgaben sowie der geforderten spezifischen fachlichen 

Inhalte wird das Kontrollorgan bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben von Zeit zu Zeit durch die 

Verantwortlichen der verschiedenen betroffenen Bereiche unterstützt.  

Wie schon erwähnt verfügt das Kontrollorgan über alle Befugnisse, die zur Erfüllung seiner Aufgaben 

erforderlich sind, kann innerhalb der Körperschaft frei handeln und bekommt ein zuvor festgelegtes, 

spezifisches Budget zugewiesen. 

Die Funktionskriterien des Kontrollorgans, die spezifischen Kompetenzen und Verantwortlichkeiten 

sowie die vorgenannten Ausgabenbefugnisse werden vom Vorstand festgelegt. 

f) Zusammensetzung 

Das Kontrollorgan kann „monokratisch“ oder „kollegial“ organisiert sein und aus 

körperschaftsinternen und/oder -externen Mitgliedern bestehen. 

Um die größtmögliche Kompetenz und Unabhängigkeit des Kontrollorgans zu gewährleisten und 

gleichzeitig eine wirksame Kontrolltätigkeit und einen kontinuierlichen Abgleich mit dem Vorstand 

zu garantieren, befindet sich im Kontrollorgan von Liu Jo S.p.A. mindestens ein externer 

Sachverständiger, der Experte auf dem Gebiet der strafrechtlichen Haftung von Körperschaften ist.  

3.2.  Bestellung und Änderungen 

Das Kontrollorgan wird durch einen Beschluss des Vorstands bestellt. Änderungen in der Struktur 

und Zusammensetzung des Kontrollorgans bedürfen keiner neuen Genehmigung des Modells. 

3.3.  Aufgaben und Befugnisse des Kontrollorgans 

Dem Kontrollrat von Liu Jo werden daher folgende Obliegenheiten überantwortet: 

§ die Einhaltung der Vorschriften des Modells durch Geschäftsführer, Vertreter, Angestellte, 

Mitarbeiter und allgemein durch alle, die im Namen und auf Rechnung der Gesellschaft tätig 

sind, zu überwachen; 

§ die Angemessenheit und Aktualität des Modells zu überprüfen; 
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Aus diesen Obliegenheiten ergeben sich eine Reihe spezifischer Aufgaben, die im Folgenden kurz 

aufgeführt werden: 

§ die Kriterien für die Berichterstattung festzulegen, mit dem Ziel, die sog. „Risikobereiche“ 

und „sensiblen Tätigkeiten“ zu ermitteln und kontinuierlich zu überwachen; 

§ die Ausarbeitung, regelmäßige Überarbeitung und Zweckmäßigkeit der geforderten 

Unterlagen zu überprüfen; 

§ durch Aktivierung der Kontrollverfahren und in Absprache mit den jeweiligen 

Abteilungsleitern Erkundungen bzgl. der Unternehmenstätigkeiten zu realisieren; 

§ regelmäßige Kontrollen spezifischer Geschäfte oder Handlungen in den „Bereichen mit 

risikobehafteten Tätigkeiten“ durchzuführen; 

§ die Bekanntmachung und das Verständnis des Modells durch Aus- und 

Weiterbildungsmaßnahmen fördern; 

§ alle Informationen, die für die Einhaltung des Modells relevant sind, zu identifizieren, zu 

sammeln, aufzubereiten und aufzubewahren; 

§ mit dem Vorstand die Instrumente für die Umsetzung des Modells festlegen und deren 

Angemessenheit regelmäßig zu überprüfen; 

§ interne Untersuchungen in Bezug auf Verstöße gegen das Modell durchzuführen; 

§ gegebenenfalls Anträge auf die Verhängung von Sanktionen gegen die für Verstöße gegen 

das Modell Verantwortliche zu stellen. 

Ferner gehört zu den Aufgaben des Kontrollorgans: 

a) mit der Unterstützung durch zuständige Unternehmensbereiche das geltende System von 

Handlungsvollmachten regelmäßig zu überprüfen und geeignete Änderungsmöglichkeiten 

vorzuschlagen, falls die Leitungsbefugnisse und/oder die Qualifikation nicht mit den 

übertragenen Vertretungsbefugnissen übereinstimmen; 

b) regelmäßige Überprüfungen des Modells durchzuführen, um seine Effektivität und seinen 

Aktualisierungsstand zu bewerten;  
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c) die Einrichtung einer Datenbank (in Papierform oder elektronisch) über die durchgeführten 

Kontrollen, Schulungs- und Informationsmaßnahmen sowie die relevanten Unterlagen 

gemäß Dekret. 

Das Kontrollorgan ist daher mit den folgenden Befugnissen und Pflichten ausgestattet: 

1) das Modell zu kennen und zu beurteilen, ob es geeignet ist, den im Dekret genannten 

Straftaten vorzubeugen. 

Bei Amtsantritt müssen die Mitglieder des Kontrollorgans eine Analyse des Modells 

durchführen und eine Stellungnahme dazu abgeben, ob es geeignet ist, einer 

Straftatbegehung gemäß Dekret vorzubeugen; 

2) zur Bekanntmachung und Kenntnis des Modells beizutragen. 

Das Kontrollorgan fördert alle Initiativen, die für die Bekanntmachung und Kenntnis des 

Modells notwendig sind; 

3) die Risikobereiche zu überwachen. 

Das Kontrollorgan hat in regelmäßigen Abständen gezielte Kontrollen spezifischer Geschäfte 

oder Handlungen in den risikobehafteten Bereichen durchführen. 

4) ein vertrauliches Hinweisgebersystem einzurichten. 

Das Kontrollorgan hat die Aufgabe, alle Informationen, die für die Überprüfung der 

Wirksamkeit und Angemessenheit des Modells relevant sind, zu identifizieren, zu sammeln, 

aufzubereiten und aufzubewahren; 

5) die Aktualität und Angemessenheit des Modells zu überprüfen und seine Aktualisierung zu 

gewährleisten. 

Das Kontrollorgan hat die Effektivität und die Aktualität des Modells regelmäßig zu 

überprüfen und dafür zu sorgen, dass es in regelmäßigen Abständen oder bei Bedarf 

aktualisiert wird. 

3.4.  Pflichten des Kontrollorgans hinsichtlich des Hinweisgebersystems 

Um die volle Autonomie und Unabhängigkeit bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu 

gewährleisten, steht das Kontrollorgan in direktem Kontakt mit dem Aufsichtsrat und dem Vorstand 

der Gesellschaft.  
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Insbesondere berichtet das Kontrollorgan dem Vorstand und dem Aufsichtsrat über den 

Umsetzungsstand des Modells, die Ergebnisse der durchgeführten Überwachungstätigkeiten und 

alle sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung des Modells:  

§ dem Vorstand fortlaufend und mindestens zweimal pro Jahr auf halbjährlicher Basis in Form 

eines schriftlichen Berichts; 

§ dem Aufsichtsrat regelmäßig oder auf Anfrage desselben;  

§ dem Aufsichtsrat anlässlich mutmaßlicher Verstöße der Unternehmungsleitung, wobei vom 

Aufsichtsrat Auskünfte oder Klarstellungen eingeholt werden können.  

4. INFORMATIONSFLUSS ZWISCHEN KÖRPERSCHAFT UND 
KONTROLLORGAN 

4.1.  System von Handlungsvollmachten und Prokuren 

Dem Kontrollorgan sind ständig aktualisierte Unterlagen über das bei Liu Jo geltende System von 

Handlungsvollmachten und Prokuren zur Verfügung zu stellen.  

 

4.2.  Hinweise von Unternehmensangehörigen oder von Dritten 

Das Modell muss, wie im Dekret ausdrücklich vorgesehen, gegenüber dem Kontrollorgan 

Offenlegungspflichten festlegen.  

Insbesondere haben die Gesellschaftsorgane dem Kontrollorgan jede Information mitzuteilen, die 

für die Einhaltung und das Funktionieren des Modells relevant ist.  

Die Adressaten haben dem Kontrollorgan jegliche Verhaltensweisen mitzuteilen, die Verstöße 

gegen die Vorschriften des Modells oder Straftaten darstellen könnten.  

Um die Vertraulichkeit der Informationen zu gewährleisten, hat die Gesellschaft eine E-Mail-Adresse 

odv@liujo.it eingerichtet, an die auch in anonymer Form Informationen und Hinweise geschickt 

werden können. Hinweise können ferner auch auf dem Postweg an folgende Adresse geschickt 

werden: Organismo di Vigilanza, Viale J. A. Fleming, 17, Carpi.  



Modell zur Organisation, Verwaltung und Kontrolle gemäß Gv.D. 231/2001 

Allgemeiner Teil 

 

 

59 

 

Das Kontrollorgan prüft die bei ihm eingehenden Hinweise und kann, wenn es das für angemessen 

hält, den Hinweisgeber sowie den mutmaßlichen Urheber des Verstoßes vorladen, wobei alle zur 

Prüfung des Wahrheitsgehalts des Hinweises erforderlichen Ermittlungen und Nachforschungen 

durchzuführen sind.  

Dem Kontrollorgan sind zusätzlich zu den oben erwähnten offiziellen oder inoffiziellen Hinweisen 

auch folgende Informationen vorzulegen: 

§ Verfügungen und/oder Nachrichten in Bezug auf das Bestehen von Strafverfahren auch 

hinsichtlich unbekannter Personen, die sich auf Sachverhalte beziehen, die für die 

Gesellschaft von Interesse sind; 

§ Verfügungen und/oder Nachrichten über das Bestehen von Verwaltungsverfahren oder 

Zivilstreitigkeiten in Bezug auf Anträge oder Initiativen der unabhängigen 

Verwaltungsbehörden, der Finanzbehörden, der lokalen Behörden oder der öffentlichen 

Verwaltung, insofern dies Verträge, Anträge und/oder die Verwaltung öffentlicher Mittel 

betrifft; 

§ Rechtshilfeersuchen von Mitarbeitern an die Gesellschaft für den Fall, dass gegen sie ein 

Straf- oder Zivilverfahren eingeleitet wurde;  

§ Berichte, die von den Abteilungsleitern des Unternehmens im Rahmen ihrer 

Aufsichtstätigkeit erstellt werden und aus denen Fakten hervorgehen können, die für die 

Einhaltung des Modells relevant sind. 

Gemäß den jüngsten Bestimmungen der Gesetzgebung zum Schutz zugunsten der Personen, die 

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten melden (sog. Whistleblowing, s. oben Abschnitt 1.5), können 

Hinweise über Verstöße und/oder begründete Verdachtsfälle von Verstößen gegen das Modell dem 

Kontrollorgan schriftlich zur Kenntnis gebracht werden, sowohl in Papierform als auch auf 

elektronischem Wege über die oben angegebene E-Mail-Adresse. 

Hierfür gelten folgende Vorschriften: 

- zu sammeln sind Hinweise auf eine mögliche Begehung von im Dekret aufgeführten 

Straftaten oder in jedem Fall von Verstößen gegen die Unternehmenspraxis und die 

Bestimmungen des Modells; 
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- das Kontrollorgan hat die eingegangenen Hinweise einzuschätzen und entsprechende 

Maßnahmen zu ergreifen, gegebenenfalls nachdem der Hinweisgeber und die für den 

mutmaßlichen Verstoß verantwortliche Person angehört wurden; 

- die Hinweise haben schriftlich zu erfolgen und von tatsächlichen oder vermuteten Verstößen 

gegen das Modell und die Unternehmenspraxis zu handeln. Das Kontrollorgan hat 

sicherzustellen, dass die hinweisgebenden Personen vor jeder Form von Vergeltung, 

Diskriminierung oder Bestrafung geschützt sind und ihre Identität absolut vertraulich 

behandelt wird. 

In Bezug auf solche Mitteilungen hat das Kontrollorgan durch seine Handlungen zu gewährleisten, 

dass Hinweisgeber vor jeder Form von Vergeltung, Diskriminierung oder Bestrafung geschützt sind 

und die Identität des Hinweisgebers vertraulich behandelt wird, unbeschadet der Gesetzespflichten 

sowie der Wahrung der Rechte der Gesellschaft und Personen, die zu Unrecht und/oder in böser 

Absicht beschuldigt wurden. 

5. BEKANNTMACHUNG DES MODELLS UND SCHULUNG DES PERSONALS 
In Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Dekrets hat Liu Jo einen Kommunikations- und 

Schulungsplan ausgearbeitet, der darauf abzielt, eine angemessene Bekanntmachung des Modells 

und der darin enthaltenen Verhaltensregeln sowie eine entsprechende Sensibilisierung zu 

gewährleisten. Dies gilt sowohl für das bereits vorhandene wie auch für zukünftiges 

Unternehmenspersonal, wobei die Detailgenauigkeit je nach dem Grad der Beteiligung an 

risikobehafteten Tätigkeiten unterschiedlich ist. Der Schulungsplan sieht mehrere, spezifische 

Schulungstreffen über die strafrechtliche Haftung von Körperschaften vor, in denen die allgemeinen 

Grundsätze der im Dekret festgelegten Vorschriften sowie die Inhalte dieses Modells erläutert 

werden. 

Das Informations- und Schulungssystem wird vom Kontrollorgan in Zusammenarbeit mit der 

Personalabteilung und den Abteilungsleitern des Unternehmens, welche sich von Zeit zu Zeit an der 

Anwendung des Modells beteiligen, überwacht und integriert.  
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Darüber hinaus werden dieses Modell (allgemeiner Teil und spezieller Teil) und der Ethikkodex von 

Liu Jo im Intranet des Unternehmens und auf der Website www.liujo.com veröffentlicht, um eine 

umfassende Bekanntmachung bei allen Adressaten zu gewährleisten.  

In jedem Fall werden die Schulungsmaßnahmen zur Bekanntmachung der Vorschriften des Dekrets 

in Bezug auf Inhalt und Modalitäten differenziert, und zwar je nach Qualifikation der Adressaten, 

ihrer Rolle, dem Risikoniveau des Bereichs, in dem sie tätig sind, und abhängig davon, ob sie 

Vertretungsfunktionen für das Unternehmen wahrnehmen oder nicht.  

Das Kontrollorgan wie auch die Personalabteilung dokumentieren die Erstmitteilung und die 

regelmäßigen Schulungsmaßnahmen für das Unternehmenspersonal. 

6. DAS DISZIPLINARSYSTEM 
Laut Art. 6 Abs. II des Dekrets gehört zu den Elementen, aus denen sich das Modell zusammensetzt, 

auch die Einführung eines Disziplinarsystems seitens der Körperschaft, mit dem die Nichteinhaltung 

der im Modell angezeigten Maßnahmen geahndet werden kann.  

Denn die im Modell enthaltenen Grundsätze und die darauf Bezug nehmenden Verfahren und 

Verhaltensregeln stellen ein Regelwerk dar, an das sich alle Mitglieder der Gesellschaftsorgane, die 

Angestellten von Liu Jo – einschließlich der Führungskräfte – sowie externe Berater und alle, die in 

vertraglicher Beziehung zur Gesellschaft stehen, zu halten haben. Verstöße gegen die 

Bestimmungen des Modells werden gemäß den hier genannten allgemeinen Grundsätzen 

sanktioniert.  

Dem Disziplinarsystem unterliegen daher alle Angestellten von Liu Jo gemäß Art. 2094 des 

Zivilgesetzbuchs, also auch jene, die in die Kategorie der Führungskräfte fallen.  

Gegen Führungskräfte können insbesondere restrukturierende Maßnahmen gemäß Art. 2103 des 

Zivilgesetzbuchs sowie gegebenenfalls die Entlassung aus dem Arbeitsverhältnis gemäß Art. 2118 

und Art. 2119 (ebd.) ergriffen werden.  

Personen, die in einem Kooperationsverhältnis gemäß Art. 2222 des Zivilgesetzbuchs (Selbständige) 

oder gemäß Art. 409 (Scheinselbständige, ebd.) stehen und ihre Dienste für die Gesellschaft 
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erbringen, sowie allgemein externen Beratern und allen Personen, die in einem Vertragsverhältnis 

mit Liu Jo stehen, kann das jeweilige Vertragsverhältnis gekündigt werden.  

Das Disziplinarsystem kommt dann zur Anwendung, wenn Verstöße gegen das Modell festgestellt 

werden, unabhängig davon, ob dazu bereits ein Strafverfahren eingeleitet oder abgeschlossen 

wurde.  

Dabei ist der Schwere des Verstoßes unter Berücksichtigung folgender Gesichtspunkte Rechnung zu 

tragen: 

I. die Vorsätzlichkeit des Verhaltens oder der Grad von Fahrlässigkeit, Unvorsichtigkeit und 

Unvermögen, wobei auch der Grad der Vorhersehbarkeit des Ereignisses zu berücksichtigen 

ist;  

II. das Gesamtverhalten der für den Verstoß verantwortlichen Person einschließlich früherer 

Verstöße; 

III.  die zur Erfüllung ihr Obliegenheiten ausgeführten Tätigkeiten und Position im 

Unternehmen der für den Verstoß verantwortlichen Person.  

Verstöße können beispielsweise folgende Verhaltensweisen sein:  

1) die Nichteinhaltung der im Ethikkodex und im Modell festgelegten allgemeinen Verfahren 

und Verhaltensregeln, auch durch unterlassenes Handeln und möglicherweise in Absprache 

mit anderen;  

2) Unterlassene und/oder regelwidrige Erstellung der in den Verfahren und Protokollen 

vorgeschriebenen Unterlagen;  

3) Verletzung oder Umgehung in jeglicher Form der im Modell vorgesehenen Kontrollsysteme, 

einschließlich der Entfernung, Vernichtung oder Veränderung von Verfahrensunterlagen, 

sowie der Behinderung von Kontrollen und Personen/Organen, die mit Kontrollfunktionen 

betraut sind; 

4) unterlassene Aufsicht der Vorgesetzten, das Verhalten der ihren unterstellten Personen im 

Hinblick auf die korrekte und wirksame Anwendung der im Modell enthaltenen Grundsätze 

zu überwachen;  

5) jedes andere Verhalten, sei es durch Handlung oder Unterlassen, das die Interessen von Liu 

Jo an der wirksamen und korrekten Umsetzung des Modells verletzt oder gefährdet.  
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Sanktionierbar sind gemäß Art. 6 Abs. 2-bis Buchst. d) (kürzlich eingeführt durch Gesetz Nr. 291 vom 

30.11.2017) auch Verstöße gegen die Maßnahmen zum Schutz von Hinweisgebern über 

rechtswidriges Verhalten oder Verstöße gegen das Modell (sog. Whistleblowing), oder auch der 

Missbrauch der Meldebefugnis, indem vorsätzlich oder grob fahrlässig Hinweise erfolgen, die sich 

später als unbegründet erweisen. 

Dem Kontrollorgan ist sowohl über Verstöße als auch über etwaige daraus resultierende Sanktionen 

zu unterrichten.  

Die Anwendung der Disziplinarmaßnahmen gegenüber den Angestellten von Liu Jo hat gemäß Art. 

7 des Gesetzes Nr. 300/1970 sowie den geltenden Tarifverträgen zu erfolgen und fällt in die 

Zuständigkeit der Organe und/oder internen Abteilungen von Liu Jo, die mit der Ausübung dieser 

Befugnisse betraut sind oder betraut wurden.  

Nachstehend werden die möglichen Disziplinarstrafen aufgeführt:  

 

Ø Disziplinarstrafen gegenüber Angestellten 

Verstöße gegen gesetzliche Vorgaben, gegen Bestimmungen des Ethikkodexes von Liu Jo und gegen 

Vorschriften dieses Modells, die von Angestellten der Gesellschaft begangen werden, sowie generell 

Verhaltensweisen, aufgrund derer sich Liu Jo einer möglichen Verhängung der im Dekret 

vorgesehenen Verwaltungssanktionen ausgesetzt sieht, können – gemäß der dargelegten Kriterien 

sowie unter Beachtung der in Art. 2106 des Zivilgesetzbuches, in Art. 7 und 18 des Gesetzes 

Nr. 300/1970 sowie in den Ausführungen der landesweiten Tarifverträge festgelegten Grenzen – die 

Anwendung von restrukturierenden oder Ausschlusssanktionen bedingen. 

 

Ø Angestellte in Führungsposition 

In Anbetracht der hohen treuhänderischen Verantwortung, die das Arbeitsverhältnis von 

Führungskräften kennzeichnet, können Verstöße gegen gesetzliche Vorgaben, gegen 

Bestimmungen des Ethikkodexes und gegen Vorschriften dieses Modells, die von Führungskräften 

von Liu Jo begangen werden, sowie generell Verhaltensweisen, aufgrund derer sich die Gesellschaft 

einer möglichen Verhängung der im Dekret vorgesehenen Verwaltungssanktionen ausgesetzt sieht 
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– unter Beachtung von Art. 2118 und 2119 des Zivilgesetzbuches sowie von Art. 7 des Gesetzes 

Nr. 300/1970 – die Anwendung der im Tarifvertrag (CCNL-DAI) für die jeweilige Kategorie 

vorgesehenen Maßnahmen bedingen. Die Feststellung etwaiger Verstöße sowie einer 

unzureichenden Aufsicht und die Unterlassung einer unverzüglichen Mitteilung an das 

Kontrollorgan können Anlass geben, dass Arbeitnehmer mit leitender Funktion vorsichtshalber von 

der Arbeit suspendiert werden, unbeschadet des Anspruchs des leitenden Angestellten auf 

Vergütung oder auf Zuweisung anderer Aufgaben gemäß Art. 2103 des Zivilgesetzbuchs. 

 

Ø Freiberufler, externe Berater und Partner 

Verträge, die Liu Jo mit Selbstständigen, externen Beratern und Geschäftspartnern abschließt, 

müssen eine ausdrückliche Erklärung enthalten, dass die Existenz des Ethikkodex und des Modells 

zur Kenntnis genommen und die Verpflichtung zur Einhaltung ihrer Bestimmungen bzw. – wenn es 

sich um ausländische Person handelt oder die betreffende Partei im Ausland tätig ist – der 

internationalen und lokalen Vorschriften eingegangen wird, um so Risiken zu verhüten, die eine 

strafrechtliche Haftung von Liu Jo zur Folge haben können. Die Verträge mit solchen Parteien 

müssen eine besondere Klausel zu Rücktritt und/oder Auflösung enthalten: für den Fall der 

Nichterfüllung dieser Verpflichtungen, unbeschadet des Rechts der Gesellschaft auf Ersatz des 

Schadens, der durch ein solches Verhalten entstanden ist, einschließlich des Schadens, der durch 

die Anwendung der im Dekret vorgesehenen Sanktionen verursacht wurde.  

 

Ø Geschäftsführer 

Die Position der Geschäftsführer ist äußerst heikel: Sollte ein Verhalten ihrerseits gegen die 

Vorschriften des Modells verstoßen, hat das Kontrollorgan beizeiten den Aufsichtsrat zu 

informieren, damit dieser unverzüglich und gemäß den im Gesetz und/oder in der Satzung 

vorgesehenen Befugnissen die Gesellschafterversammlung einberufen kann, um geeignete 

Maßnahmen zu ergreifen.
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